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Kultur und Konſervatismus
Das Hamburger Echo kennzeichnet das konſervative Junker-

trum treffend wie folgt:
Die Konſerbvativen haben ſtets und überall verſichert, konſer-

vativ ſein heiße nicht reaktionär, nicht rückſchrittlich, nicht
fortſchrittshemmend und freiheitsfeindlich. Der Sinn des
Wortes ſei „erhaltend“. Konſervativ ſein heiße: „erhalten
alles, was gut und ſchön iſt, was nützlich und recht iſt, nach
göttlichem und menſchlichem Recht“; der Konſervatismus wirke
für die „Förderung des Gemeinwohles“; er allein ſei im-
ſtande, die „wahre ſtaatliche und geſellſchaftliche Ordnung zu
erhalten“ und die „Kultur in den richtigen Bahnen zu ent-
wickeln“. Wer weiß wie oft haben wir erlebt, daß die Junker
und Junkergenoſſen ſich gerühmt haben, die „echte und rechte
Volks und Kulturpartei“ zu ſein, die „allen Gliedern des
Volkes ihre Liebe und ihr Wohlwollen zuwendet“.

Das iſt ein grotesker Schwindel, den die Konſervativen be
ſonders in letzter Zeit wieder aus Anlaß ihrer Haltung zu der
Heeresvermehrung und den neuen Steuern ſehr ſtark betrieben
haben. Weit zurückgehende und in den letzten Jahrzehnten
außerordentlich vermehrte Erfahrung lehrt, daß der Konſer-
vatismus, deſſen Kern das junkerliche Großagrariertum und
der Hof- und Militäradel bildet, das ſchlimmſte aller volks-
fortſchritts- und kulturfeindlichen Elemente iſt. Als das zu
erhaltende „Gute“ hat er immer das Schlechte ausgegeben:
die Ungerechtigkeit aller Art; den ganzen Jnhalt des auf
Volkausbeutung und eunterdrückung gerichteten erworbenen
Rechts; die Vergewaltigung der Volksrechte und -freiheiten;
die Geſetze und Einrichtungen, die dazu dienen ſollen, den
politiſchen, wirtſchaftlichen und allgemein kulturellen Fort-
ſchritt, die intellektuelle und materielle Hebung der Maſſen zu
verhindern.

Seine politiſche Grundidee iſt die des monarchiſchen Abſo
lutismus, trotz aller Wandlungen, die das monarchiſche Regi-
ment erfahren hat, geblieben; die Herrſchaft eines Monarchen,
der ſeine Aufgabe darin ſieht, den Anſchauungen und Jnter-
eſſen der Junker und der ihnen verbündeten llichtſcheuen
Kirchenmänner zu dienen.

Dem Konſervatismus verdankt das Volk die Rückſtändigkeit
des Volkserziehungsweſens, der Schule, die Knebelung der
Wiſſenſchaft an den Univerſitäten, den verderblichen Einfluß
der Kirche auf die Schule.

Der Konſervatismus will für die Jugend der arbeitenden
Klaſſen nicht wirkliche und wahre Erziehung und Bildung,
ſondern eine Dreſſur zur Unterwürfigkeit unter die herrſchen
den Gewalten, Stände und Klaſſen. „Der dümmſte Arbeiter
der beſte.“

Der Konſerbatismus iſt Gegner des freien Selbſtverwal
tungsrechts der Gemeinde, Gegner der Freizügigkeit, Gegner
einer gerechten und humanitären Ausgeſtaltung der öffent-
lichen Armenpflege ſowie einer zeitgemäßen Ausgeſtaltung der
öffentlichen Geſundheitspflege.

Der Konſervatismus ſteht allen Beſtrebungen auf eine dem
modernen Rechtsempfinden entſprechende Reform des Straf-
rechts und der Strafrechtspflege feindlich gegenüber; er will
nicht humanitäre Milderung dieſes Rechts, ſondern brutale
Verſchärfung: Prügelſtrafe, Deportation uſw.

Der Konſervatismus iſt grundſätzlich Gegner jeder den be
rechtigten Intereſſen der Arbeiterklaſſe genügenden ſozial-
politiſchen Geſetzgebung (Arbeiterverſicherung, Arbeiterſchutz).
Er will die Geſindeſklaverei aufrechterhalten. Aber Wohl-
wollen und Förderung läßt er der Zünftlerei und überhaupt
jeder ſogenannten „Mittelſtandspolitik“ angedeihen, die mit
dem wirtſchaftlichen Fortſchritt unvereinbar iſt.

Der Konſervatismus will dieſen Fortſchritt mit allen nur
möglichen Mitteln verhindern; er iſt induſtriefeindlich und
Feind auch jeder geſunden Verkehrspolitik. Wenn er die
Macht dazu hätte, ſo würde er ohne weiteres das freie Ge-
noſſenſchaftsweſen, die Konſumvereine uſw. der Arbeiter ver-
nichten.er Konſervatismus wetteifert mit dem großinduſtriellen

und zünftleriſchen Scharfmachertum geradezu fanatiſch in dem
Bemühen, Ausnahmegeſetze zur Vergewaltigung der Arbeiter-
organiſationen und zur Vernichtung des Koalitionsrechtes der
Arbeiter zu erreichen.

Die blaue Sippſchaft iſt die feſteſte und ſicherſte Stütze der
ungerechten und unheilvollen Wirtſchaftspolitik, unter der die
arbeitenden Klaſſen nun ſchon Jahrzehnte zu leiden haben.
Jhr hauptſächlich iſt das volksausbeuteriſche agrariſche Schutz
zollſyſtem und alles andere (Grenzſperre uſw.) zu danken, was
zu einer Erſchwerung und Verſchlechterung der Lebenshaltung
der Maſſen geführt hat.

Daß der Konſervatismus ein gerechtes Steuerſyſtem nicht
will, daß er der Einführung eines ſolchen Syſtems mit aller
Entſchiedenheit widerſtrebt, hat er ja erſt jetzt bei der Deckungs
vorlage wieder draſtiſch bewieſen

Und ebenſo hat er aufs neue die alte Erfahrung befſtätigt,
daß er die Hauptſtütze des Militarismus, des Wettrüſtens iſt,
daß ſeine Sehnſucht auf einen ſchauderhaften Krieg gerichtet
iſt. Mit einer Frivolität und Gewiſſenloſigkeit ohnegleichen
bekämpft er alle Beſtrebungen, die dahin gehen, den Frieden
zu ſichern, die Urſachen der Kriege zu beſeitigen, die Völker
ſolidarität, die große Kulturgemeinſchaft der Nationen zu
ſchaffen. Jn der roheſten Weiſe hat er ſtets wahrhaft gewütet
gegen die internationale Sozialdemokratie, die nach dieſem er
habenen Ziele ringt. Freilich, der Militarismus, der Wahn-
ſinn des Wettrüſtens und des Krieges, gehört ja mit zu den

hauptſächlichſten Exiſtenzbedingungen der Junkerkaſte. Denn
ihren Sprößlingen ſind ja, zwar nicht rechtlich, aber doch tat
ſächlich, die leitendew Poſten im ſogenannten „Wehrſyſtem“
vorbehalten, wie die Blaublütigen denn auch die maßgebenden
Stellungen in der Staatsverwaltung zum weitaus größten
Teile innehaben.

Bei dem Schwergewicht des Konſervatismus, den Junkern,
liegen Privilegien aller Art. Man denke zum Beiſpiel auch
noch an das preußiſche Herrenhaus. Und ein Privileg ſoge-
nannter Volksvertretung, iſt ihnen auch noch geſichert durch
das ſkandalöſe preußiſche Dreiklaſſenwahlſyſtem mit ſeiner auf
b Intereſſe direkt berechneten Wahlkreiseinteilung. Dieſes

yſtem ermöglicht ihnen große Wählermaſſen zu terrori-
ſieren. Nur ihr und der Unterſtützung der Staatsgewalt ver
danken ſie die Mehrzahl ihrer Mandate im Parlament.

Deshalb ſetzen die Konſervativen auch alles daran, daß dieſes
Syſtem erhalten bleibt, daß keine Wahlreform erfolgt.

Aber auch das iſt „Kulturkonſervatismus“. Wie ſchrieb doch
kürzlich die Deutſche Tageszeitung? Wörtlich: „Gerade das
Feſthalten an dem preußiſchen Wahlrecht iſt eine unerläßliche
Vorbedingung des wirklichen Kulturkonſervatismus. Jede
Radikaliſierung und Demokratiſierung des größten deutſchen
Staats gefährdet den Fortſchritt und die Kultur.“ (111) Und
im Zuſammenhange damit ließ ſich das Bündlerorgan gleich
die nicht minder ungeheuerliche Behauptung entſchlüpfen: „Die
Ausdehnung der Erbſchaftsſteuer auf Kinder und Ehegatten
bedeutet, wenn man die Dinge in der Tiefe durchdenkt, ohne

weifel eine ſtarke und höchſt bedenkliche Gefährdung der
ultur.“
Jedes Wort der Kritik würde die abſchreckende Wirkung

ſolcher Bekundungen des „Kulturkonſervatismus“ auf geſundes
Urteilsvermögen nur beeinträchtigen können, ſo plump, ſo
erbärmlich, ſo ſchamlos ſind die Bekundungen. Uebrigens
richtet der Konſervatismus ſein Streben ja auch auf die Be-
ſeitigung des beſtehenden Reichstagswahlrechts, das ſeiner Be-
hauptung nach beſonders deshalb ein „verderbliches“ iſt, weil
es der Sozialdemokratie, das heißt der Arbeiterklaſſe, ermög-
licht hat, eine ſtarke Stellung im Reichsparlament zu erringen.

Die Konſervativen, die Junker und Junkergenoſſen, haben
keine Bedenken getragen, die Regierung und den Kaiſer aufzu-
fordern, nur dreiſt einen Staatsſtreich zwecks Vernichtung
dieſes Wahlrechts zu wagen. Sie haben niemals ein Hehl
daraus gemacht, daß ihnen eine „gründliche Abrechnung“ mit
der „Umſturzpartei“ durch Provokation des Gewaltkampfes,
durch Entfeſſelung des Bürgerkrieges überhaupt als das „Radi-
kalmittel“ erſcheint, die beſtehende Staats und Geſellſchafts-
ordnung zu ſichern. Jm Blute des Proletariats foll die große
Kulturbewegung der Arbeit erſtickt werden!

Und dieſe gewiſſenloſe, ſchamloſe Sippe nennt ſich „Volks-
und Kulturpartei“! Wir ſagen nicht: „hol ſie der Teufel“,
denn ſie iſt Beelzebub ſelbſt, das verkörperte Pringip des Böſen.
Aber die Zeit wird kommen, wo das Volk ihr den Daumen aufs
Auge und die Knie auf die Bruſt ſetzt. Die Schändung der
deutſchen Kultur durch den „Kulturkonſervatismus“ wird ein
Ende nehmen!

Der franzöſiſche DreijuhrBuhnwig.

Aus Paris ſchreibt man uns:
Nach einer Doppelſitzung, die bei einer zweiſtündigen

Mittagspauſe ſeit 9 Uhr früh gedauert hat, iſt die franzöſiſche
Militärvorlage (wie wir bereits mitteilten. Red.) mit 358 gegen
204 Stimmen und etwa 20 Enthaltungen angenommen
worden. Nach einer achtwöchentlichen Beratung iſt dieſes Er-
gebnis nur erreicht worden, weil die Regierung auf die Be
ratung der vorgeſchlagenen Neuformierungen von 23 000 Mann
verzichtete, verzichten mußte, wenn ſie die Annahme des Ge-
ſetzes nicht in Frage ſtellen wollte. Aber nicht darauf allein hat
die Regierung verzichten müſſen. Doch davon nachher.

Die letzten Tage der Diskuſſion ſtanden unter dem Zeichen
großer Müdigkeit beſonders bei der Mehrheit, aber auch bei der
bürgerlichen Oppoſition. Man wollte vor allem fertig werden,
in der Ueberzeugung, daß das Geſetz ohnehin verpfuſcht iſt, daß
man aber aus der zur Sackgaſſe gewordenen politiſchen
Situation nicht anders heraus könne, als der ins Groteske aus
artenden Diskuſſion ein möglichſt baldiges Ende zu machen.

Herr Caillaux gab im Namen von 141 feſtgebliebenen bürger-
lichen Opponenten eine energiſche Erklärung ab, die den
Miniſterpräſidenten auf die Tribüne rief. Herr Caillaux ſagte,
daß das Geſetz mit Unſicherheit und Widerſprüche gezeichnet
ſei. Man habe zunächſt die zu entlaſſende Jahresklaſſe unter
der Fahne behalten wollen und dann durch die Herabſetzung
des Dienſtalters die Anwendung des Geſetzes bis 1916 ver-
ſchoben. Das Geſetz iſt von dem Willen der reaktionären Par-
teien aufgezwungen worden. Obwohl es dieſen Parteien nicht
gelungen ſei, die Ungleichheit vor dem Geſetze einzuführen, iſt
dieſes doch eine Ablenkung von dem Genie des Landes. Der
Kaſernendienſt iſt nur eine vorübergehende Etappe, dem die
körperliche Erziehung der Jugend vorangehe, die Fortbildung
der Reſerven folgen muß. Das ſteht zwar in dem Geſetz, aber
es wird nicht ausgeführt werden können, weil die dreijährige
Dienſtzeit alle Kräfte abſorbieren werde. Die Mitarbeit der
Linken iſt durch die Mitarbeit der Rechten leiſe geſchoben
worden. Wir können bei dieſem Geſetz keinerlei Verantwortung
akzeptieren Natürlich rief dieſe Erklärung den ſtürmiſchen
Widerſpruch der durch den ehemaligen Miniſterpräſidenten hart
getroffenen Mehrheit hervor. Herr Barthou war ſichtlich ver-
ärgert. Er warf Herrn Caillaux gleichzeitig vor, daß er in

einer nationalen Frage einen Unterſchied zwiſchen den Fran
zoſen mache und daß er bei den Revolutionären Beifall gefun-
den hätte. Jaurès, auf die Bänke der Oppoſition zeigend, rief
Herrn Barthou zu: „Jhr Frankreich hört da auf.“ Der
Miniſterpräſident ſchloß mit den bei allen Militärgeſetzen nun
einmal üblichen Friedensbeteuerungen. Das Geſetz ſei weder
aggreſſiv, noch eine Provokation, ſondern eine wirkſame (21)
Antwort. Frankreich will nicht nur den Frieden, ſondern will
an der Erhaltung des Friedens arbeiten. Das Geſetz ſei ein
Friedensgeſetz.

Jm Namen der ſozialiſtiſchen Kammerfraktion gab Genoſſe
de la Porte eine kurze Erklärung ab, die ihm zwei Ordnungs
rufe eintrug. Er führte aus: Dieſes Geſetz iſt ebenſo verderb
lich wie abſurd. Es iſt eingegeben von einem ſozialen Reaktions-
gedanken, der die Berufsarmee darſtellt, die nichts andeves ſein
ſoll wie eine große Nationalgendarmerie. Statt die Landes
verteidigung zu ſichern, kompromittiert dieſe das Geſetz. Und
zugleich ſchädigt das Geſetz die Produktivkraft des Landes,
ſeinen Reichtum, ſeine Kultur. Einem demokratiſchen Lande
kann ein ſolches Geſetz nicht aufgezwungen werden. Sie haben
das Dienſtalter nicht herabgeſetzt, um die Jahresklaſſe 1913 be
freien zu können, ſondern um ſich ſelbſt zu befreien. Statt an
geblich die Schlagfähigkeit des Heeres zu erhöhen, ſtecken Sie
eine Maſſe unmobiliſierbarer Rekruten in die Kaſernen. Das
Geſetz iſt ein wahrer Verrat an der Landesverteidigung, die
größte Myſtifikation, die es je gegeben, ein Verbrechergeſetz!
500 Millionen neuer Ausgaben, ein Defizit von einer Mil-
liarde, das iſt das finanzielle Ergebnis. Wie wir gekämpft
haben, um das Geſetz vom Volke abzuwenden, werden wir.
kämpfen, um dieſe Laſten abzuwenden, und wir werden nicht
eher ruhen, bis dieſes Geſetz beſeitigt iſt, bis wir über die
en Präſidentenſchaft Poincaré triumphiert

en.“

Was iſt der weſentliche Jnhalt des Geſetzes
Einzig eine Verlängerung der Dienſtzeit von einem Jahre,

gemildert durch 120 Urlaubstage, die durch die Herabſetzung des
Dienſtalters erſt 1916 in Kraft treten wird wenn ſie jemals
in Kraft tritt. Denn es iſt kein Zweifel, daß die Kammer-
wahlen im Mai des nächſten Jahres unter dem Zeichen der Auf-
hebung der dreijährigen Dienſtzeit ſich vollziehen werden. Eine
Verbeſſerung iſt die Demokratiſierung der Reſerbveoffiziere, die
Erhöhung der Unterſtützungen an die Familienangehörigen,
deren Ernährer unter der Fahne ſteht. Doch dieſe Verbeſſe
rungen ſind von der Oppoſition gegen den Willen der Regie
rung durchgeſetzt worden. Militäriſch bringt das Geſetz mit
einer Erhöhung der Friedenspräſenz eine Schwächung der
Militärkraft. Jn dieſem Sinne iſt es wirklich ein Friedens
geſetz“.

Politiſche LUeberficht.
Halle (Saale), den 22. Juli 1913.

Die neue Militärvorlage kommt!
Die Milit.-Pol. Korreſp. hat von „wohlunterrichteter Seite“

die Mitteilung erhalten, im Kriegsminiſterium würden alle
Vorbereitungen für eine Neu- und Umbewaffnungder
Artillerie getroffen und im Reichsmarineamt liege jetzt
eine Vorlageüber die Schaffung einer Auslandskreuzer-
Flotte fertig da. Die Nordd. Allgem. Ztg. „dementiert“ nua
Montag abend die Meldung in folgender Form:

„Wie die Korreſpondenz Piper erfährt, iſt die Meldung der
Militäriſch Politiſchen Korreſpondenz, daß im Kriegs
miniſterium alle Vorarbeiten für eine Neu bezw. Umbewaff
nung der Artillerie getroffen würden, völlig aus der Luft
gegriffen. Um die ganze Unwahrſcheinlichkeit dieſer Mel
dung der Militäriſch-Politiſchen Korreſpondenz zu erkennen,
braucht man ſich nur der Worte zu erinnern, die der ehe-
malige Kriegsminiſter v. Heeringen am 9. April im Reichs
tag auf die Aeußerungen des Abg. Häusler erwiderte.

Zu der Meldung der gleichen Korreſpondenz von der Schaf-
fung einer Auslandskreuzerflotte wird der genannten
Korreſpondenz von maßgebender Stelle mitgeieilt, daß ein
ſolches fliegendes Geſchwader unter dem Titel Dispoſitions-
reſchwader: 4 Panzerkreuzer, bereits in dem jetzigen Flotten-
geſetz enthalten iſt. Die Auslandskreuzerflotte, die mit der
ſſtematiſchen Durchführung des Flottengeſetzes gebaut
wird, iſt alſo nichts, was über den beſtehenden Bauplan
hirau?geht.“

Dieſe Ausführungen ſind eher eine Beſtätigung der
Meldung der Mil.-Pol. Korr. als ein Dementi. Warum tritt
das Kriegsminiſterium nicht im offiziöſen Regierungsblatte
in unzweideutigen, klaren Worten einer etwaigen falſchen
Meldung entgegen? Und die Berufung auf die Ausführungen
des Kriegsminiſters im Reichstage find völlig verfehlt. Wie
war denn Herr v. Heeringen über die letzte Heeresvorlage, ehe
dieſe ihre eigentliche Geſtalt annahm, orientiert?! Sie kam
ihm doch wie der Blitz aus heiterem Himmel, und ſie wird als
ein Werk der Generalſtäbler angeſehen. Es wird alſo mit der
Meldung der Mil.-Pol. Korr. ſeine Richtigkeit haben. Der
Militarismus iſt eben unerſättlich, und die Regierung weiß
ganz genau, daß ſie von der bürgerlichen Mehrheit des Reichs
tags für ihn alles bewilligt bekommt, was ſie fordert. Für
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Vermehrung der Landarbeiter die Erteilung

die Arbeiterklaſſe aber heißt es mehr denn je: ſchärfſten
Kampf dieſem ganzen kulturwidrigen Syſtem des Mili-
tarismus!

Militarismus und Volkskraft.
Eine Abfuhr Bethmann Hollwegs.

Der Türmer nimmt einige Stellen aus der Rede des
Reichskanzlers zur letzten Militärvorlage unter die Lupe und
führt den Kanzler recht zutreffend dabei ab. Herr v. Bethmann
Hollweg verſtieg ſich zu dem Satz: „Das Volk weiß, daß mit
unſerer Wehrmacht, mit unſerer Wehrſtärke der Wohlſtand
und die Macht Deutſchlands ſteht und fällt. Dazu ſagt nun
der Türmer:

„Wieder verwechſelte er Urſache und Wirkung; wieder iſt
gerade das Umgekehrte richtig: das Volk weiß, daß mit dem
Wohlſtand und der Macht Deutſchlands unſere Wehrmacht,
unſere Wehrſtärke ſteht und fällt. Heere können keine Kräfte
erzeugen, ſie können nur Kräfte ſchützen oder vorhandenen
Kräften als Mittel zu ihrer ungeſtörten Entfaltung dienen.
Ein Heer kann ein natürliches Jnſtrument für die Macht eines
Volkes bedeuten, aber dieſe Macht ſelbſt entſteht und wächſt
nnabhängig vom Heerweſen. Darum erweiſen ſich auch
militäriſch ſchwache aber von Natur ſtarke Völker gegen mili-
täriſche und überhaupt politiſche Kampfmittel gefeit. Die
Jnuden, die ſeit Jahrtauſenden nicht mehr zu den ſtaaten-
bildenden Völkern gehören, haben ſchon viele gewaltige Staa-
ten überdauert, die ſie ausrotten wollten. Die Chineſen
ſind oft von feindlichen Nomadenſtämmen unterworfen worden,
die über ihnen einen Ausbeutungsſtagat errichteten; ſie haben
doch ſchließlich immer wieder jede Fremdherrſchaft abzu-
ſchütteln vermocht und bilden heute den vierten Teil der
Menſchheit. Es gibt kein polniſches Reich mehr, aber heute
mehr als doppelt ſo viel Polen, wie zur Zeit der Teilung
Polens, und die heutigen Polen breiten ſich raſch gerade auf
Koſten der Völker aus, deren Staaten einſt das polniſche
Reich unter ſich teilten. Rußland iſt von Japan beſiegt wor-
den, nicht weil es militäriſch ſchwach war, ſondern weil di-
ruſſiſchen Machthaber die Fühlung mit dem Volke und damit
die Verbindung mit den wirklichen Quellen der Macht eines
Staates verloren hatten. Die Japaner haben nicht das ruſ-
ſiſche Volk beſiegt, ſondern ſeine Unterdrücker, und indem dieſe
geſchwächt wurden, erhielt das ruſſiſche Volk mehr Spielraum
für die Entfaltung ſeiner Kräfte. Daher der raſche Auf-
ſchwung des Wirtſchaftslebens in Rußland ſeit dem Kriege.
Die Buren in Sudafrika ſind von den Engländern beſiegt
worden, aber mit welcher Kraftvergeudungl Und heute ge-
deiht das Burentum in der ſüdafrikaniſchen Union nicht nur
wirtſchaftlich viel beſſer als das Engländertum; es gibt auch
in der Politik ſchon den Ton an. Volkskraft und nicht
Heeresübermacht gibt alſo im Wettbewerb der Völker immer
den Ausſchlag. Wehe dem Volke, deſſen Militarismus die
Volkswirtſchaft darart überwuchert hat, daß er als drückende
Laſt empfunden wirdl“

Die „Löſung“ der Landarbeiterfrage.
Der Poſt wird geſchrieben: „Jm nächſten preußiſchen

Haushalt dürften weitere Mittel zum Zwecke der Schaffung
einer dichteren Landbevölkerung, insbeſondere für die Srhal-
tung und Vermehrung der Landarbeiter, bereitgeſtelt werden.
Als beſondere Maßnahme iſt geplant, in den einzelnen Pro
vinzen zwecks Klarſtellung und praktiſcher Leitung der ört-
lichen Maßnahmen die Anſtellung von beſonderen „Geſchäfle-
führern“ für das Landarbeiterweſen bei den Landwirtſchafe-
kammern vorzunehmen. Des weiteren ſoll der Ausbhau der
Arbeitsnachweiſe gefördert werden und für eine beruffliche

Ausbildung der Landarbeiter ſowie für eine Ausdehnung der
Wohlfahrtspflege, insbeſondere hinſichtlich der Errichtung von
Rechtsauskunftsſtellen auf dem Lande, Sorge getragen werden.

Ferner dürfte als ein weiteres Mittel zur Erhaltung und
von Lehrauf-

trägen über die Landarbeiterfrage und Wohlfahrtspflege an
den land wirtſchaftlichen Lehrinſtituten in Betracht kommen.
Hierdurch würde Anregung und Belehrung über die einſchlägt-
gen Fragen in weitere Kreiſe getragen werden. Auch die Be
ſtrebungen, die ſich auf eine Heranziehung der Landarbeiter zu
land wirtſchaftlichen Organiſationen und wirtſchaftlichen Ver-

Unſere „Mueſtätsbeledigungen“

Genoſſe A. Weißmann, früher Redakteur an unſerem.
Volksblatt, ſchreibt in der Freiburger Volkswacht,
deren Redakteur er jetzt iſt, über ſeine Halleſchen Erlebniſſe
u

n dem intereſſanten Bilde, welches die ſozialdemokratiſche
Preſſe von der 25 jährigen Regierungszeit Wilhelms II. ent-
worfen hat, würden einige Striche fehlen, wenn man die
Würdigung der preußiſchen Staatsanwälte und Gerichte in
der Mitte und am Ende der 90er Jahre des vorigen Jahr-
hunderts unterließe, um die Kritik der ſozialdemokratiſchen
Blätter an den Reden und Handlungen des Kaiſers zum faſt
völligen Schweigen zu bringen. Die nachfolgenden Erinne-
rungen drängen ſich mir bei einer flüchtigen Rückſchau auf die
damalige Zeit und auf meine Erlebniſſe als neugebackener
Redakteur am Parteiblatt für Halle, dem Volksblatt,
auf. Sie bedürfen keiner näheren Gloſſierung; ſie ſprechen
für ſich ſelbſt.

Mit Hochdruck ſetzte die Verfolgung ſozialdemokratiſcher
Redner und ſozialiſtiſcher Preßerzeugniſſe nach dem Sedan-
tag 1895 ein. Das Signal war für eifrige Staatsanwälte ge-
geben in der Rede Wilhelms II., die er beim Feſtmahl der
Garde gehalten und welche, wie ſchon geſtern gemeldet, ge-
lautet hatte:

Doch in die hohe, große Feſtfreude ſchlägt ein Ton
hinein, der wahrlich nicht dazu gehört: Eine Rotte von
Menſchen, nicht wert, den Namen Deutſcher zu tragen,
wagt es, das deutſche Volk zu ſchmähen. Das Volk muß die
Kraft finden, die Sozialdemokraten zurückzuweiſen. Ge-
ſchieht es nicht, nun, dann rufe ich Sie (zu den Offizieren
gewendet), um der hochverräteriſchen Schar zu wehren, um
einen Kampf zu führen, der uns befreit von ſolchen Ele-
menten.

Es war ganz ſelbſtverſtändlich, daß die ſozialdemokratiſche
Preſſe auf dieſe ungeheure kaiſerliche Heragusforderung der
geſamten deutſchen Sozialdemokratie nicht ſchweigen konnte,
aber ebenſo ſelbſtverſtändlich war es anſcheinend für jene
Staatsanwälte an den preußiſchen Landgerichten, welche die
Preß Abteilung verwalteten, daß ſie nunmehr, geſtützt auf die
obige SedanRede, „mit aller Energie“ einzugreifen hätten.
Und ſie griffen ein. Binnen 14 Tagen woren Anklagen über
Anklagen gegen die ſozialdemokratiſchen Preßſünder erhoben.Vom Sorwüurts, unſerem Zentralorgan, wurden gleich drei
Redakteure gepackt mit dem Endergebnis, daß keiner von ihnen
unter 15 Monate Gefängnis bekam. Jn Erfurt erhob der
Staatsanwalt gegen den verantwortlichen Redakteur der Tri-
büne, den Gen. Güldenberg, der heute in Hamburg als Ar-
beiterſekretär tätig iſt, Anklage wegen 36 facher Majeſtäts-
beleidigung. Die Tribüne hatte in einer Anzahl Notizen in
den verſchiedenſten Wendungen auf den Paſſus der kaiſerlichen

einen beziehen, fördern die Landarbeiter im günſtigen Sinne.
Nachdem die Landwirtſchaftskammer in Hannover beſchloſſen
hat, Arbeitern Sitz und Stimme innerhalb ihrer Ausſchüſſe zu
gewähren, wollen auch andere Landwirtſchaftskammern eni-
ſprechende Anordnungen treffen.

Dieſe Maßnahmen werden lediglich im J ntereſſe der
Junker und Agrarier unternommen Man hofft, auf
dieſem Wege die Landarbeiterfrage, wenn nicht ganz, ſo doch
zum Teil „löſen“ zu können. Man wird die Erfahrung machen
müſſen, daß ſich mit ſolchen Mitteln allein die „Landarbeiter-
frage“ nicht löſen läßt.

Die Mittelſtandsfreundlichkeit der Agrarier.
Zu Wahlzeiten trieft der Bund der Landwirte förm

lich vor Mittelſtandsfreundlichkeit; ſeine Agitatoren pflegen
dann mit Vorliebe auf die Konſumvereine hinzuweiſen, die an
geblich dem Mittelſtande den Todesſtoß verſetzen. Jn Wirklich-
keit iſt es aber gerade der Bund der Landwirte, der den Mittel
ſtand auf das allerſchwerſte ſchädigt, und zwar durch den
Warenhausbetrieb, den er entfaltet. Wie umfangreich
und mannigfaltig der Warenhandel iſt, den der Bund der Land
wirte betreibt, das ergibt ſich aus dem folgenden, im Berliner
Tageblatt veröffentlichten Zirkular:

Breslau II, Flurſtraße 3, im Juli 1913.
An unſere Mitglieder! Zum Bezuge von landwirtſchaft

lichen Maſchinen und Geräten aller Art erlauben wir uns
hiermit unſere Vermittlung in Erinnerung zu bringen. Wir
liefern ſämtliche landwirtſchaftlichen Maſchinen und Geräte
in den bewährteſten Fabrikaten zu Vorzugspreiſen für
Bundesmitglieder.

Für die Erntemonate empfehlen wir beſonders: Gras- und
Getreidemähmaſchinen, Garbenbinder, Pferderechen, Heu-
wender, Schwadenrechen uſw. Beſonders leiſtungsfähig ſind
wir in der Lieferung vollſtändiger Dreſchgarnituren in jeder
Größe und Zuſammenſtellung, Motoren, Lokomobilen, Stroh-
preſſen, Putzdreſchmaſchinen.

Ferner übernehmen wir die Ausarbeitung von Projekten
für Molkereien, Kartoffel-Trocknungsanlagen, Brennereien,
Sägeanlagen und die Lieferung der kompletten maſchinellen
Einrichtung für derartige Anlagen. Für elektriſche Kraft
und Lichtanlagen, auch im Anſchluß an UeberlandZentralen,
beſchäftigen wir beſondere Fachleute. Wir ſind gern bereit,
bereits vorliegende Proſpekte auf ihre Wirtſchaftlichkeit zu
prüfen und unſere großen Erfahrungen unſeren Mitgliedern
zur Verfügung zu ſtellen.

Wir führen auch die Gründung von Genoſſenſchaften zum
gemeinſchaftlichen Betriebe der vorſtehend angeführten An
lagen aus.Sämtliche land wirtſchaftlichen und techniſchen Bedarfs-
artikel, wie Bindegarn für Garbenbinder und Strohpreſſen,
Maſchinenöle, Riemen uſw. werden in beſter Beſchaffenheit
zu mäßigen Preiſen geliefert. Sachkundige Beamte und
eigene Monteure ſtehen auf Wunſch zur Verfügung uſw.

Verkaufsſtelle des Bundes der Landwirte.,
G. m. b. H., Berlin.

Geſchäftsſtelle Breslau, Flurſtraße 3.
Es iſt bekannt, daß der Bund der Landwirte durch eine be

ſondere Zentrale auch einen ſchwungvollen Wein handel be-
treibt, wie ja auch ſein Düngemittelvertrieb ſich zu einem recht
gewinnbringenden Geſchäft entwickelt hat. Wie lange noch, und
der Genoſſenſchaftsbetrieb der Agrarier wird es mit jedem
Warenhauſe aufnehmen können. „Mittelſtandsfreundlich“
bleiben die Herrſchaften deswegen doch

Deutſches Reich.

Oeffentliche Verhandlung des Krupp-Prozeſſes. Wie
nunmehr als feſtſtehend angenommen wird, werden die Ver-
handlungen gegen die ſieben Zeugoffiziere vor dem Kriegs-
gericht der Berliner Kommandantur zum größten Teil
öffentlich geführt werden. Den Zeitungsberichterſtattern
ſind bereits Eintrittskarten zu den Prozeßverhandlungen aus-
gehändigt worden. Verhandlungsleiter iſt Kriegsgerichtsrat
Dr. Coerrens, juriſtiſcher Beirat: Kriegsgerichtsrat Dr. Bären-
ſprung, Vertreter der Anklage: Kriegsgerichtsrat Dr. Welt.
Die drei richterlichen Offiziere werden erſt in den nächſten
Tagen kommandiert werden. Man glaubt, die Verhandlungen
werden in längſtens drei Verhandlungstagen beendet ſein.
Es bleibt indes abzuwarten, wie das Kriegsgericht den Begriff
der Oeffentlichkeit während der Verhandlungen „auslegt“.

Sozialdemokraten werden nicht beſtätigt! Aus Dres
den wird gemeldet: Dem zum zweiten Male zum ſtellver-
tretenden Bürgermeiſter von Neuſtädtel gewählten
ſozialdemokratiſchen Stadtrat Jmmerthal wurde vom
ſächſiſchen Miniſterium des Jnnern die Beſtätigung verſagt.
Gleichzeitig hat das Miniſterium den Regierungsrat Zimmer
mit der kommiſſariſchen Verwaltung der zur Kreis
hauptmannſchaft Zwickau gehörigen Stadtgemeinde beauftragt.

So agitiert eine Staatsverwaltung, ohne es zu wollen, für
die Sozialdemokratie!

Holland.
Keine ſozialiſtiſchen Miniſter. Eine neue Konferenz von

Parteivorſtand, der neuen Kammerfraktion und
der Redaktion des Zentralorgans hat beſchloſſen, den ſchon aus
geſchriebenen außerordentlichen Parteitag zur Beratung der
Miniſterkriſe nicht ſtattfinden zu. laſſen. Die Konferenz hat
ſich nämlich mit beträchtlicher Mehrheit gegen jede Teilnahme
von Sozialiſten an einer liberalen Kabinettsbildung in ver
heutigen Situation ausgeſprochen, unter Beibehaltung ihrer
ſchon früher ausgeſprochenen Bereiterklärung, ein liberales
Kabinett zu unterſtützen, das ſo ſchnell wie nur möglich das
allgemeine Wahlrecht und die unentgeltliche Staatspenſionie
rung bringen ſoll. Die Konferenz wünſcht aber nicht, mit
ſozialiſtiſchen Miniſtern auch die Fraktion und die ganze Partei
zu Gefangenen des liberal gearteten Kapitalismus zu machen,
und betrachtete auch ein ſo wenig homogenes und dadurch
ſchwaches Kabinett, als es ein liberal-ſozialiſtiſches ſein würde,
als die ſchlechteſte Gewähr für die baldige Erreichung des all
gemeinen Wahlrechts. Jn Anbetracht der Tatſache, daß die
Konferenz dem Parteitage keine Abweichung von der bisher
befolgten Auffaſſung und Taktik vorzuſchlagen hätte und es
ſchon feſtſteht, daß die große Mehrheit der Partei den Stand-
punkt der Konferenz teilt, iſt eine nochmalige Beſchlußfaſſung
auf einem Parteitag unnötig, und wird dieſer nicht abge
halten. Es iſt erfreulich, daß Parteivorſtand und Kammer
fraktion in der Miniſterfrage einen ſo vernünftigen Stand-
punkt eingenommen haben.

Portugal.
Ein monarchiſtiſcher Putſch iſt in Liſſabon von der Polizei

entdeckt und vereitelt worden. Die Polizei war ſeit mehreren
Tagen davon unterrichtet worden, daß für eine der nächſten
Nächte ein Angriff mit Bomben auf verſchiedene Punkte
Liſſabons vorbereitet würde. Heute früh begannen in der Tat
einige verdächtige Automobile herumzufahren, welche die Poli-
zei anhalten ließ. Zu gleicher Zeit erſchienen kleine Gruppen
verdächtiger Perſonen in der Umgebung einiger Kaſernen. Als
ein Automobil in der Straße San Vicente von der Bürger
garde angehalten wurde, wurde aus einer in der Nähe ſtehenden
Gruppe eine Bombe geworfen, durch die ein Bürgergardiſt ge-
tötet wurde. Die Jnſaſſen des Automobils wurden verhaftet.

Die Unruhen in Liſſabon tragen nach in Madrid
eingetroffenen Nachrichten einen weit ernſteren Charakter als
ſie der Polizeibericht ſchildert. Es ſoll nicht nur eine ganze
Anzahl Bomben gegen die Polizeibeamten geſchleudert wor
den ſein, ſondern es kam auch verſchiedentlich zu Zuſammen
ſtößen, bei denen es zahlreiche Tote und Verwundete
gegeben haben ſoll. Die Truppen ſind bisher der Regierung
treu geblieben. Man befürchtet, daß die Bewegung durchaus
noch nicht erſtickt iſt, ſondern im Gegenteil noch bedeutend an
Umfang und Heftigkeit gewinnen wird.

Amerika.
Die Politik der Vereinigten Staaten in Mittelamerika iſt

immer mehr darauf gerichtet, die kleinen mittelamerikaniſchen
Staaten vollſtändig unter den Einfluß der Union zu bringen
und ihnen nach und nach ihre Selbſtändigkeit zu nehmen.
Staatsſekretär Bryan hat jetzt der Senatskommiſſion für aus
wärtige Angelegenheiten einen Vertrag mit der Republik in

Rede von der Rotte, die nicht wert ſei uſw., abgehoben und in
jeder einzelnen von ihnen erblickte der Staatsanwalt eine
Majeſtätsbeleidigung. Die 36 fache Beleidigun verdichtete ſichfür Güldenberg zwar nur zu vier Monaten Keſangnis, aber

daß überhaupt eine Anklage auf 36malige Beleidigung Wil-
helm II. auch nur erhoben werden konnte, das charakteriſiert
am ſchlagendſten die ſchlimmſte Verfolgungsperiode gegen die
Sozialdemokratie unter dem Regime Wilhelms II.

Das bedenklichſte Urteil, das im direkten Anſchluß an die
September-Rede (die, nebenbei bemerkt, von der reaktionären
Preſſe mit wahrem Hochgenuß zur Hetze gegen unſere Partei
ausgenützt wurde) zur Fällung kam, traf unſeren verſtorbenen
Alten. Wilhelm Liebknecht hatte im Auftrage des
Parteivorſtandes anfangs Oktober 1895 den in Breslau zu
ſammengetretenen ſozialdemokratiſchen Parteitag zu eröffnen.
Natürlich beſprach er die neueſte Stellungnahme des Staats-
oberhauptes zur Sozialdemokratie in der ihm eignen origi-
nellen und temperamentvollen Art. Aber vorſichtigerweiſe
fügte er hinzu: Unter dem Schutze des S 95 des Strafgeſetz
buches (Majeſtätsbeleidigungs-Paragraph) werden wir von
höchſter Stelle aus beleidigt, können aber auf Grund des
Beſtehens dieſes Paragraphen nicht ſo antworten, wie es
Pry alte ſche Ehre als Sozialdemokraten und Staatsbürger
erfordert.

Das half ihm nichts. Der damals faſt 70 jährige Mann,
der Soldat der Revolution, wie er ſich gerne nannte, wurde
vom Breslauer Landgericht zu vier Monaten Gefängnis ver-
urteilt. Mehr Aufſehen noch wie das Urteil erregte ſeine Be-
gründung, denn ſie führte den berüchtigten Dolus eventualis
(die Möglichkeit, ein Delikt begangen zu haben), in die
Handhabung der Strafrechtspflege gegen die Preſſe ein. Das
Gericht erklärte, es iſt möglich und vielleicht auch wahrſchein-
lich, daß der Angeklagte Liebknecht den deutſchen Kaiſer nicht
beleidigen wollte, aber er hätte ſich ſagen müſſen, es könnten
unter den Delegierten des ſozialdemokratiſchen Parteitages
und unter den Zuhörern ſeiner Eröffnungs-Rede doch welche
ſein, die ſeine Worte als Beleidigung Wilhelms II. auffaſſen
könnten. Nach dieſer Konſtruktion, die alles hinter
ſich ließ, was man auf dem Gebiete der Auslegung eines
Geſetzes- Paragraphen bisher in Preußen- Deutſchland erlebt
hatte, mußte man im ſozialdemokratiſchen Blätterwald auf
alles gefaßt ſein. Und man hatte ſich leider! nicht ge-
täuſcht.

Nach der Rottenrede des Kaiſers häuften ſich die Majeſtäts-
beleidigungsprozeſſe in Deutſchland ungemein. Bei den Ver-
folgungen der ſozialdemokratiſchen Preſſe blieb man nicht
ſtehen; das ſtarke perſönliche Hervortreten Wilhelms II. ſpielte
naturgemäß in das geſamte öffentliche Leben hinein. Und
ſchließlich graſſierte die nationale Seuche der Majeſtätsbe-
leidigungsprozeſſe ſogar in der Familie, im Kreiſe der näheren
Verwandten und Bekannten. Es kam ſo weit, daß racheſüchtige
Söhne oder Töchter den Vater denunzierten, daß die „lieben

Verwandten“ drohten, ſie würden ihren Onkel oder die Tante
vor den Staatsanwalt bringen, denn ſie hätten beleidigende
Aeußerungen über den Kaiſer getan.

Jn den Zeitungen wurden täglich ſolche Verurtetkungen mit
eteilt; es mußten faſt ſtändige Rubriken über dieſe neueLätigkeit deutſcher Gerichte eingerichtet werden. Das poli

tiſche Lumpentum feierte Triumphe; es kam nicht ſelten vor,
das bezahlte Spitzel in die Reſtaurants kamen, in welchen
ſozialdemokratiſche Arbeiter verkehrten. Sie knüpften ein
harmloſes Geſpräch an mit der böswilligen Abſicht, die Debat-
tierenden dem Staatsanwalt zu überliefern, denn mitten in
der Diskuſſion ſtanden ſie plötzlich auf und bemerkten: und
nun wollen wir ein Hoch auf Se. Majeſtät den Kaiſer aus
bringen.“ Die Tiſchgäſte waren h baff und blieben
ſitzen. Dieſen Umſtand machte ſich der Halunke von Spitzel
zu nutze und rief ganz laut dem Wirt zu: „Herr Wirt, dieſe
Herren ſind ſoeben bei dem Kaiſerhoch ſitzen geblieben, Sie
müſſen der Polizei die Namen angeben!“ Das Sitzenbleiben
galt nach der damaligen Auffaſſung vieler Gerichte als Maje-
ſtätsbeleidigung, und der Wirt mußte damit rechnen, daß er
alsbald den Beſuch der Polizei bekam, die ihn nach den Namen
ſeiner Gäſte fragte, „die an dem und dem Tage bei einem
Hoch auf Seine Majeſtät ſitzen geblieben waren.“

Das erbärmliche Manöver gelang nicht immer; es ſchlug
mitunter für den denunziatoriſchen Geſellen übel aus, denn
er wurde, mit einer gehörigen Tracht Prügel bedeckt, aus dem
Reſtaurant oder aus den Verſammlungen und Zuſammen
künften organiſierter Arbeiter weggeſchickt, aber in das öffent
liche und private Leben ſchlich ſich doch ein Zug der Unſicherheit
ein, eine bleierne Furcht, da oder dort wegen Kaiſerbeleidigung
vor Gericht geſchleppt zu werden. Denn in irgendeiner Form
hatte ſich ja jeder Staatsbürger und jeder Wähler ſchon ein
mal über den Kaiſer geäußert. Nicht umſonſt erließen ſozial-
demokratiſche Blätter wochenlang Warnungen: Seid vorſchtg
in euren Geſprächen, debattiert nicht über Wilhelm II., die
Denunziationswut herrſcht!

Sie war auch nicht nur ein Produkt momentaner Erregung
der hurrapatriotiſchen Kreiſe. Jm September 1895 war die
Sedan-Rede gehalten worden, aber faſt bis 1900 währten die
Prozeſſe und die ſtrengen Verfolgungen der Attentäter wider
Seine Majeſtät. Am 8. Januar 1898 trat ich in die Redaktion
des Volksblattes für Halle ein, am 12. Januar ſchrieb ich die
folgende kurze Lokalnotiz:

Der Apfelſinenorden, wie ihn die Berliner ge
tauft haben, iſt auf dem Rathauſe in Halle angekommen
(es handelte ſich um die ſogen. Zentenar-Medaille, die 1897
zur Erinnerung an die 1797 erfolgte Geburt Kaiſer Wil-
helms I. von Wilhelm II. geſtiftet und an einem breiten,
apfelſinengelben Bande zu tragen war). Der helleuchtende
Fettfleck bewahrt ſeine Träger vor dem Vorwurf, daß ſie zu
jener Rotte gehören, die nicht wert iſt, den Namen Deutſcher
zu tragen.



Nicaragua unterbreitet, nachdem ſie unter das Protektorat
der Vereinigten Staaten kommt, ähnlich wie Kuba. Nicaragua
kann nur mit Zuſtimmung der Vereinigten Staaten Krieg er
klären, Anleihen aufnehmen, oder Verträge mit anderen
Staaten abſchließen. Die Vereinigten Staaten haben das
Recht, jederzeit zur Sicherung der Unabhängigkeit Nicaraguas,
ſowie zum Schutze von Gut und Leben ſeiner Einwohner zu
intervenieren. Nicaragua erteilt ferner den Vereinigten
Staaten die Genehmigung zum Bau eines Kanals und zur
Pachtung der Bucht von Ewinſeca auf 99 Jahre. Dieſem Ver-
trage ſollen, wie verlautet, eine Reihe ähnlicher mit den
anderen zentralamerikaniſchen Republiken folgen, die eben
falls unter das Protektorat der Vereinigten Staaten treten
ſollen.

China.
Die Wirren. Nach einem Telegramm der Londoner Times

aus Peking iſt die Eröffnung des Feldzuges gegen die Süd-
ſtaaten für den Präſidenten günſtig verlaufen. General
Tſchanghſun ſoll die Armee von Nanking in einem ernſten Ge
fechte zurückgeſchlagen haben. Sie verteidigen die Straße
nach Peking. Dort herrſcht große Aufregung. Nach dem
Korreſpondenten des Daily Telegraph iſt die Lage unver-
ändert. Die Polizei hat bei vielen Abgeordneten Hausdurch-
ſuchungen vornehmen laſſen. Die Deputierten ſind infolge
deſſen überzeugt, daß das Proletariat nicht mehr
geſchützt ſei. Sofort nach der Auflöſung wird deshalb eine
allgemeine Flucht erwartet.

Friedens-Anterhandlungen.
Von allen Seiten bedrängt und eingekreiſt, gab es für

Bulgarien keinen anderen Ausweg mehr, als ſich Rumä-
nien bedingungslos auszuliefern und unmittelbaren
Friedensverhandlungen mit Serbien und Griechenland zuzu-
ſtimmen. Dieſe Verhandlungen dürften in den nächſten
Tagen in der ſerbiſchen Stadt Niſch ihren Anfang nehmen;
die Delegierten der einzelnen Staaten haben ſich bereits nach
dort begeben. Als eine der wichtigſten Vorbedingungen für
Aufnahme der Friedensverhandlungen wird die Demobi-
liſierung der bulgariſchen Armee bezeichnet, eine
Forderung, die ſchon früher geſtellt worden iſt. Die Er-
füllung dieſer Forderung durch Bulgarien werde eine Ge-
währ bieten für ſeine Aufrichtigkeit Frieden zu ſchließen.

Auch dazu wird ſich Bulgarien ſchließlich verſtehen müſſen,
denn ſeine Lage läßt ihm ja gar keine andere Wahl mehr.
Ferdinand beſtürmt den König von Rumänien mit Tele-
grammen, in denen er im Namen der bulgariſchen Regierung
inſtändigſt um Frieden bittet. Er verſichert, „daß Bul-
garien aufrichtig den Frieden der ganzen Welt wünſche, um
der traurigen Lage auf dem Balkan ein Ende zu machen“.
Die bulgariſche Regierung nimmt alle Bedingungen
Rumäniens an. Sie betont insbeſondere, daß Bulgarien
gegen Serbien und Griechenland den Krieg nicht fortfetzen
wird, auch wenn es ſich jetzt mit Rumänien verſtändigt.

Die Antwort der rumäniſchen Regierung

auf das Friedensgeſuch der bulgarifchen Regie
rung wurde im Miniſterrat, in dem der König den Borſth
führte, feſtgeſetzt. Sie hat folgenden Jnhalt: Die rumäniſche
Regierung nimmt das bulgariſche Angebot betr. die Ab
tretung von Turtukai, Dobritſch und Baltſchik
ſowie die Zugeſtändniſſe betr. die Rumänen in Mazedonien an.
Von der Anſicht ausgehend, daß der militäriſche Teil der
Aktion von dem politiſchen zu trennen iſt, ſchlägt ſie die Er-
nennung eines höheren Offiziers vor zum Zwecke des Ab-
ſchluſſes eines Waffenſtillſtandes, dem die Ernennung von
Friedensdelegierten zu folgen hat. Die Wahl des Ortes für
die Waffenſtillſtandsverhandlungen überläßt die rumäniſche
Regierung den übrigen Kriegführenden. Die Friedensverhand-
lungen ſollen in Rumänen ſtattfinden.

Die im Nordweſten Bulgariens ſtehenden Truppen werden
erſt nach dem endgüktigen Friedensſchluß zurückgezogen.

Somit ſteht dem Beginn von Friedensverhandlungen nichts
mehr im Wege, und man darf nach Lage der Dinge erwarten,haß ihnen auch bald der Friedensſchluß folgen wird, ohne daß

es vorher nochmals zu neuen Verwicklungen kommt. Eher
könnten ſolche ſchon aus der

entſtehen.
Beſehhnng Abrianvyels durch die Türken
Daß die Türken Adrianopel, das Enver Bey

mit ſeinen Truppen beſetzt haben ſoll, wiedergewinnen kann,
daran iſt wohl kaum zu denken. Die Pforte war einfach nicht
imſtande, das Vordringen des Heeres aufzuhalten, und ſie
dürfte im ſtillen auch mit der Uneinigkeit der Großmächte ge
rechnet haben. Wie ſie erklärt hat, ſoll die militäriſche Aktion
ja nur dazu dienen, an der endgültigen Regelung der Balkan
frage als gleichberechtigter Faktor teilzunehmen. Die Lon-
doner Verträge ſeien gegenſtandslos geworden.

Ob die Spekulation auf die Uneinigkeit der Mächte richtig
war, hängt namentlich von dem Verhalten Rußlands ab.
Aber Rußland iſt gegenwärtig in Oſtaſien ſo ſtark in An
ſpruch genommen, daß es kaum durch ein geſondertes Vor
gehen gegen die Türkei, etwa durch einen Einmarſch in
Armenien, internationale Verwicklungen heraufbeſchwören
wird. Das geht auch aus einer halbamtlichen Erklärung des
Petersburger Rjetſch hervor, in der es heißt, der Friedens
vertrag der Balkanländer unterſtehe der Sanktion der
Großmächte, ſo daß weder die Türken auf Adrianopel noch
die Griechen auf Thrazien Anſpruch erheben können, weil
ſolche Abmachungen jedenfalls abgeändert würden.

Jn Londoner „diplomatiſchen Kreiſen“ wird zwar, wie das
Reuterſche Bureau erfährt, das Vorgehen der Türkei als die
bereits hinreichend verwickelte Lage noch verwickelter ge-
ſtaltend angeſehen, aber es würde unter den Großmächten keine
Verwicklungen hervorrufen, weil ſie die einmütige Auffaſſung
haben, daß das unſinnige Beſtreben der Türkei bezüglich der
EnosMidia-Linie nicht geduldet werden dürfe. Es werden
Schritte getan werden, um dieſen Standpunkt der Mächte in
Konſtantinopel klarzulegen. Die Botſchaftervereinigung zeigte
„vollkommene Einmütigkeit“ in dieſer Hinſicht, obwohl noch
keine ungültigen Vorſchläge gemacht worden ſind. Ferner hat
der engliſche Premierminiſter Asquith die Türkei ge-
warnt, ſich etwa Hoffnungen auf Adrianopel zu machen.
Jn einer in Birmingham gehaltenen Rede ſagte er u. a.:

„Wenn die Türkei ſich über den Friedensvertrag hinweg-
ſetze, ſo müſſe ſie gewärtig ſein, daß Fragen wieder auf-
tauchen, deren Aufwe. n durchaus nicht in ihrem Jntereſſe
gelegen ſei.“

Jm engliſchen Unterhauſe erklärte der Parlamentsunter-
ſekretär auf eine Vnfrage über die Stellung Englands zu dem
Vorgehen der Türkei:

„Die Grenze Midia-Enos ſei durch den Londoner Vertrag
feſtgeſetzt worden und dieſer Vertrag ſei unter Mitwirkung
der Mächte geſchloſſen worden, als ſie zwiſchen der Türkei
und den Balkanſtaaten vermittelten. Die Türkei habe der eng-
liſchen Regierung gegenüber noch bis in die letzten Tage hin-
ein mehr als einmal jede Abſicht von ſich gewieſen, die neue
Grenze verletzen zu wollen. Es ſeien von ſeiten der Mächte
nachdrückliche Vorſtellungen bei der Türkei erhoben worden,
durch welche von einem ſolchen Beginnen abgeraten worden ſei.
Angeſichts der neueſten Mitteilungen in der Preſſe hätten ſich
die Mächte von neuem mit der Angelegenheit beſchäftigt, doch
könne er nicht ſagen, was in dieſer Beziehung beſchloſſen
werden würde.

Bleibt alſo noch die Frage, was die Großmächte tun wer-
den, wenn die Türken auf ihre Wünſche und „Vorſtellungen“
pfeifen.

Die Türken vor Adrianopel.
Konſtantinopel, 21. Juli, 6 Uhr abends. Amtliche

Meldung. Die Türken hatten bei der Beſetzung einiger ſtrate
giſcher Punkte mit den Bulgaren, die Widerſtand leiſteten,
einen Kampf zu beſtehen. Ein bulgariſcher Offizier und 135
bulgariſche Soldaten wurden gefangen genommen. Hierauf
wurde der Bahnhof von Lüleh Burgas und die große Brücke
über den Ergenefluß genommen.

Der Aufmarſch des rumäniſchen Heeres.
Bukareſt, 22. Juli. Das Preßbureau des Kriegs-

miniſteriums veröffentlicht einen amtlichen Bericht über die
Operationen der Kavallerietruppen, die in ſüdlicher und ſüd-
öſtlicher Richtung vorrücken. Am 20. d. M. beſetzte die
Kavallerie Orhanie, einen wichtigen ſtrategiſchen Punkt am
Nordfuße des Balkans, der ſie von Sofia über das Balkan-
JskerDefile zur Donau führenden Straßen und namentlich
die Straße Sofia-RehovaNikopolis beherrſcht. Die Diviſion
machte 600 Mann des 16. bulgariſchen Jnfanterieregiments
zu Gefangenen. Nach kurzem Widerſtand ergab ſich der Feind,
ohne daß auf rumäniſcher Seite irgendwelche Verluſte zu ver
zeichnen waren. Hierdurch wird der rumäniſchen Kavallerie

die Ueberwachung der Ausgänge jenſeits des Balkans er
leichtert. Das Defilé von Orhanie iſt 50 Kilometer von Sofia
entfernt. Zwei Tage vorher erbeutete die rumäniſche Kavallerie
in der Nähe des Jskerdefilé einen Transportzug von etwa 100
Wagen mit Waffen und Munition. Aus den letzten Meldungen,
beſagt das Communiqué, geht hervor, daß die Verbindung
zwiſchen der rumäniſchen Armee und dem linken ſerbiſchen
Flügel hergeſtellt iſt, ſowie daß die feindlichen Truppen aus
dem Gebiet nördlich vom Balkan vertrieben worden ſind. Der
amtliche Bericht ſchließt mit der Bemerkung, daß die in Frie-
denszeiten ausgearbeiteten Operationspläne in allen Punkten
ausgeführt werden konnten.

Gewerkſchaftliches.
Der 24. internationale Bergarbeiterkongreß

wurde am Montag vormittag in Anweſenheit von etwa 200
Delegierten in Karlsbad in Böhmen eröffnet. Der Präſi-
dent der heutigen Verſammlung war Smillie, Präſident der
internationalen Föderation von Großbritannien. Er hob her-
vor, daß der heutige Kongreß in Karlsbad der größte inter-
nationale Bergarbeiterkongreß ſei, der je ſtattgefunden habe
und erklärte in Beſprechung des Balkankriegs, er glaube, daß
ſich der Krieg verhindern ließe, wenn die Arbeiter vor dem
Ausbruch eines Krieges ſtreikten. Jn der Nachmittagsſitzung
beklagte der Abgeordnete Sachſe, daß es in Deutſchland keine
einheitliche Orgeoniſation gäbe. Für die nächſte Zeit ſei infolge
des befürchteten Konjunkturſturzes eine Verminderung
der Löhne zu erwarten.

Verſammlungsberichte.
Deutſcher Bauarbeiterverband, Sektion der Terrazzo und
Zementarbeiter. Am 12. Juli hielt die Sektion ihre Mitglieder-
verſammlung bei Streicher ab. Kollege Deege hielt einen mit
Beifall aufgenommenen Vortrag über: Der ſteigende Einfluß
der Gewerkſchaftsorganiſation auf die Lebenshaltung der Ar-
beiter. Redner beſprach die Entſtehungsgeſchichte ſeit der
Reaktionsperiode 1848 bis zur Gegenwart. Eingehend wurden
die verſchiedenen Perioden in den 50er und 60er Jahren und
die ſpätere Entwicklung unter beſonderer Berückſichtigung des
Sozialiſtengeſetzes beleuchtet. Jm Jahre 1875 inſzenierte der
Berliner Oberſtaatsanwalt Teſſendorf einen umfangreichen
Feldzug gegen die Sozialdemokratie, der in dem Programm
gipfelte: „Vernichten wir die ſozialdemokratiſchen Organi-
ſationen, und die Partei iſt nicht mehr!“ Herr Teſſendorf hat
ſeinen Feldzug zwar juriſtiſch gewonnen, aber politiſch ver-
loren. Aus kleinen Anfängen ſind dann die Partei- und Ge-
werkſchaftsorganiſationen zu großen Machtfaktoren geworden.
Partei und Gewerkſchaft muß eins ſein. Dieſe Parole muß
ſich jeder organiſierte Arbeiter zu eigen machen und mit Nach-
druck dafür eintreten. Die Partei- und die Gewertſchafts-
organiſationen kämpfen um beſſere Exiſtenzbedingungen auf
wirtſchaftlichem und politiſchem Gebiet. Jnfolge dieſer Tätig-
keit hat ſich die Lebenslage der Arbeiter in materieller, geiſtiger
und moraliſcher Beziehung innerhalb der letzten 20 Jahre ganz
bedeutend gehoben. Zum Ausdruck wurde ferner gebracht, daß
ein jeder recht rege für die Gewerkſchaft ſowie für die Partei
agitieren möge, damit die reaktionären Pläne der Gegner zu
ſchanden gemacht werden. Jm Verſchiedenen wurden die
ſkandalöſen Mißſtände in dem Zement und Bildhauergeſchäft
der Firma P. Gellert, Ludtwig-Wucherer-Straße, einer ſcharfen
Kritik unterzogen. Dieſe Arbeitsſtätte gleicht einem Tauben
ſchlag. Der Unternehmer ſcheint die Berliner Kraftausdrücke
in Halle einführen zu wollen. Die Arbeiter, ſowie der Werk
führer müſſen ſich fortgeſetzt mit Namen aus dem Tierreich
bezeichnen laſſen. Der dortige Unterkunftsraum kann eher
alles andere als eine Baubude bezeichnet werden. Auch ein
Verbandkaſten iſt dem Unternehmer Gellert ein unbekanntes
Ding. Als vor kurzem ein Arbeiter ſich einige Finger quetſchte,
mußte zur Stillung des Blutes ein Notverband angelegt wer-
den. Da aber ein vorſchriftsmäßiger Verbandkaſten nicht da
war, ſollte die Wunde mit einem blutbefleckten Stück Leinwand
verbunden werden; da dieſe Leinwand auf den Verletzten einen
recht verdächtigen Eindruck machte, verzichtete er auf dieſe
Hilfeleiſtung. (Das Stück blutbeſudelte Leinwand kann im
Bureau des Bauarbeiterverbandes beſichtigt werden.) Die von
der Bauarbeiterſchutzkommiſſion ſeit Jahren öffentlich bekannt-
gegebenen Kontrollergebniſſe beweiſen zur Genüge, daß der
ſanitäre Schutz für die dort Beſchäftigten ſehr viel zu wünſchen
übrig läßt. Es wäre wünſchenswert, wenn die Behörde dieſe
„Muſterwerkſtatt“ einmal einer gründlichen Kontrolle unter
ziehen würde. Sollte der Unternehmer nicht aus eigenem An
triebe den Arbeitern eine beſſere Behandlung zuteil werden
laſſen, ſowie dafür ſorgen, daß ein den behördlichen Beſtim
mungen entſprechender Unterkunftsraum und Abort hergeſtellt
wird, ſo ſind die Arbeiter gezwungen, aus eigener Kraft das
Notwendige zu erkämpfen. Herrn Gellert wird wohl bekannt
ſein, daß die Geſchloſſenheit eine Macht bildet.
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Erfinderſchutz.
Der Reichsanzeiger vom 11. d. M. veröffentlicht auf 46 Spal

ten die vorläufigen Entwürfe eines Patentgeſetzes, eines
Gebrauchsmuſter geſetzes und eines Waren-
zeichen geſetzes nebſt Begründung. Die Entwürfe ſind
den Regierungen der Bundesſtaaten vom Reichskanzler zur
Prüfung mitgeteilt. Die Veröffentlichung im Reichsanzeiger
iſt zu dem verſtändigen Zweck erfolgt, damit auch weitere Kreiſe
zur Meinungsäußerung Gelegenheit haben.

Die weſentlichſten Aenderungen, die der Patentgeſetz
entwurf gegenüber dem geltendenm Recht einführen will, be
ziehen ſich, abgeſehen von den Aenderungen der Verfaſſung des
Patentamts auf Aenderungen in der Gebührenhöhe und
auf eine formal andere Geſtaltung des Rechtes des Er
finders ſowie auf Regelung der Rechte des ge-
werblichen Angeſtellten, falls dieſer Erfinder iſt. Bei
Regelung dieſer drei Punkte iſt im Gegenſatz zu der Anſicht
des Entwurfs keineswegs der ſozialen Gerechtigkeit entgegen-
gekommen.

Die Gebühren betragen zurzeit für das erſte Patentjahr
30, für das zweite 50, für das dritte 100 und für jedes folgende
Jahr jedesmal 50 Mk. mehr. Wird das Patent volle 15 Jahre
hindurch aufrechterhalten, ſo werden insgeſamt 5820 Mk. Ge-
bühren bezahlt. Der Entwurf ſchlägt für die erſten fünf Jahre
eine gleichmäßige Feſtſetzung von 50 Mk. der Gebühren vor.
Für die volle patentfähige Zeit von 15 Jahren würden alſo
ſtatt 5280 Mk. 3500 Mk. zu zahlen ſein. Neben dieſer kleinen
Herabſetzung der Gebühren ſchlägt der Entwurf eine
Heraufſetzung der Beſchwerdegebühr gegen einen
ein Patent ablehnenden Beſcheid von 20 auf 50 Mk. vor. Das
iſt eine arge Benachteiligung der minder wohlhabenden Er-
finder. Zurzeit werden jährlich etwa 40 000 bis 50 000 Patente
angemeldet. Die Motive erhoffen von der Erhöhung der Ge-
bühr eine Minderung ausſichtsloſer Anſprüche. Das iſt eine
bureaukratiſche Engherzigkeit. Die Ausſichtsloſigkeit eines
Patentanſpruches richtet ſich doch nicht nach der Schwere des
Geldbeutels des Anſprucherhebers. Eine ſolche Erſchwerung
iſt entſchieden zu verwerfen, die Herabſetzung der Gebühren iſt
durchaus ungenügend. Wiederholt iſt im Reichstage mit Fug
und Recht eine erhebliche Herabſetzung der Gebühren ver-
langt.

Weit mehr noch als in der Gebührenfrage enttäuſcht der
Entwurf, wie der Vorwärts ſehr richtig hervorhebt, in der
Frage des Schutzes des Erfinders. Die Motive an-
erkennen, daß in der öffentlichen Diskuſſion die Klagen über
den Mangel des beſtehenden Geſetzes an ſozialem Empfinden
und an billiger Rückſicht auf die wirtſchaftlich Schwachen einen
breiten Raum eingenommen haben. Dieſen Klagen will der
Entwurf gerecht werden. Er tut es aber keineswegs. Der
Entwurf verſagt nach wie vor dem geiſtig ſchaffenden Erfinder
das unbedingte Recht auf das Patent, er verſagt völlig gegen
über dem Recht des als Arbeiter, Gehilfen, Angeſtellten, Werk
meiſter in abhängiger Stellung befindlichen Erfinders. Er
ſchützt hier in einſeitigſter Weiſe die Intereſſen des Unter
nehmers, des Ausbeuters der Erfindung eines anderen.

Wie liegt denn die Sachlage?
Erfindungen und Entdeckungen beruhen zum weitaus größten

Teil auf der kulturellen Entwicklung und geiſtigen Arbeit der
Vorwelt und Mitwelt. Die wirtſchaftliche Entwicklung drängt
nach Erfindungen. Häufig werden daher epochemachende Er-

findungen und Entdeckungen an verſchiedenen Orten gleich
zeitig gemacht. Glück und Geiſt ſind weder für Entdeckungen
noch für Erfindungen zu entbehren. Beide können, losgelöſt
von aller wiſſenſchaftlicher und ſyſtematiſcher Arbeit, auf reiner
Erfahrung und Geſchicklichkeit beruhen oder auf ſyſtematiſchem

Suchen und auf bewußter Verwertung von Naturgeſetzen für
das praktiſche Leben. Das Erfinden iſt oft nichts weiter als
ein glückliches Finden. Es kann Entdeckung und Erfindung
dem Zufall zu danken ſein, es kann aber auch der Abſchluß be
wußten Suchens ſein. Oft ſind ohne große Anſtrengungen
gewaltige Erfindungen und Entdeckungen gemacht, raſtloſe

geiſtige Tätigkeit hat andere in die Erſcheinung gebracht. Stets
hat aber die Allgemeinheit, die wirtſchaftliche und kulturelle
Entwicklung den Hauptanteil an der Erfindung oder Ent-
deckung.

Der frühere Sprachgebrauch unterſchied nicht zwiſchen Ent-
deckungen und Erfindungen. Bis ins 18. Jahrhundert hinein
finden wir zum Beiſpiel den Ausdruck: „Kolumbus erfand
Amerika.“ Erſt allmählich hat ſich eine ſchärfere Unterſcheidung
beider Begriffe herausgebildet. Jn der Regel wird bei der
Auffindung eines bereits vorhandenen Gegenſtandes von „Ent-
deckung“ geſprochen und mit dem Ausdruck „Erfindung“ eine
Arbeit sſtätigkeit des Erfinders verbunden. Die ge-
waltigſten Erfindungen und Entdeckungen, ſoweit ſie nicht
direkt in klingende Münze ſich umſetzen laſſen, ſind Gemeingut:
an Patentierung aſtronomiſcher Erfindungen und Ent-
deckungen, mathematiſcher Rechnungsmethoden, nationalöko-
nomiſcher Geſetze, hiſtoriſcher Methoden hat man nie gedacht.
Nur da, wo eine Erfindung zu gewerblicher Verwer-
t ung verwendet werden kann, dachte man an Privilegie-
rung und Patentierung.Bis in den Anfang der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsperiode
hinein wurde die gewerbliche Verwertung ohne Rückſicht auf die
Perſon des Erfinders beſtimmten Perſonen privilegiert, durch
ein Patent ſtaatlich bekundet, daß ſie die ausſchließliche Be
rechtigung haben ſollen. Dieſe Privilegienwirtſchaft iſt mit
der fortſchreitenden wirtſchaftlichen Entwicklung unvereinbar.
Nicht Zufall iſt es, daß zuerſt England im Anfange des
17. Jahrhunderts ſolch willkürliche Privilegien aufgehoben und
ein Schutz des Erfinders proklamiert wurde. Jn ähnlicher
Weiſe führte in Amerika der Kongreß 1776 das Recht des
Erfinders unter den Menſchenrechten auf. Bald nach der
franzöſiſchen Revolution im Jahre 1791 treffen wir in
Frankreich ein Recht des Anmelders oder des Erfinders
auf gewerbliche Verwertung einer Erfindung an. Jn den ver-
ſchiedenen de ut ſchen Vaterländern treffen wir ähnliche Be
ſtrebungen ſeit Ausgang des 18. Jahrhunderts. Hier allerdings
zielte die Geſetzgebung immer klarer auf den kapitaliſtiſchen
Ausbeut und nicht auf den Erfinder als Nutznießer ſeiner
Erfindung, als Patentberechtigten ab.

Die Reichsverfaſſung nennt die Erfindungspatente unter den
Gegenſtänden in Artikel 4, die der Geſetzgebung und der Beauf-
ſichtigung des Reichs unterliegen. Erfindungen und Verwer-
tung von Erfindungen ſind von gewaltigem Wert für die wirt-

ſchaftliche Entwickklung. Jm Jahre 1877 kam das Patentgeſetz
als deutſches Reichsgeſetz zuſtande, 1891 wurde es amendiert.
Dieſe Patentgeſetzgebung ſteht unter einſeitigem Einfluß
kapitaliſtiſcher Anſchauungen. Nicht der Erfinder, ſondern der

Anmelder hat in Deutſchland das Patentrecht, das heißt das
ausſchließliche Recht, die neue Erfindung, welche eine gewerb-
liche Verwertung geſtattet, gewerbsmäßig herzuſtellen, in Ver
kehr zu bringen und feilzuhalten. Nur im ganz geringen Um
fang erkennt das Geſetz das Recht der Allgemeinheit auf die
Erfindungen an. Es können nämlich nicht patentiert werden:
Nahrungsmittel, Arzneimittel oder Stoffe, welche auf chemi
ſchem Wege hergeſtellt werden. Allerdings hat aber die ſpätere
Geſetzgebung durch den ſogenannten Warenzeichen- und
Namenſchutz dies Verbot leider durchbrochen. Der Staat läßt
ferner Patente und Erfindungen nicht zu, deren Verwertung
den Geſetzen oder den guten Sitten zuwiderlaufen würden.
Der jetzt vorgelegte Entwurf ſchlägt vor, auch Mittel zur Ver-
hütung der Empfängnis und zur Beſeitigung der Schwanger-
ſchaft unter allen Umſtänden einer Patentierung zu entziehen.
Ohne die Begründung für dieſe Neuerung gutzuheißen, die
weſentlich auf dem Verdacht eines Verſtoßes gegen die guten
Sitten durch die Erfindung beruht, kann man die Ausdehnung
ſolcher Mittel zum Gemeingut mit Rückſicht auf die Geſund-
heit des Volkes und zwecks Entgegentretens marktſchreieriſcher
Reklame billigen. Nur müßte hier und ebenſo bei Arzneien der
Umweg einer Patentierung durch Namen oder Warenzeichen
ſchutz verlegt werden.

Abgeſehen von den angeführten Ausnahmen, ſteht das
Patentgeſetz und der jetzt vorgelegte Entwurf auf dem
Standpunkt eines Privatrechts an einer patent-
fähigen Erfindung, das heißt, einer neuen Erfindung,
welche eine gewerbliche Verwertung geſtattet. Aber nicht dem
Urheber der Erfindung ſteht nach dem geltenden Geſetz
das Patent zu, wie dies in England und Amerika ſeit je, in
Oeſterreich, in Japan, in Norwegen, in den Niederlanden ſeit
einem Jahrzehnt der Fall iſt, ſondern dem Anmelder.
Nominell ſoll nun im Gegenſatz zum beſtehenden Recht auf die
Erteilung des Patents nicht der Anmelder, ſondern der Er-
finder Anſpruch haben. Aber die Anſprüche des
Erfinders, der in einem gewerblichen Unter-
nehmen angeſtellt iſt, ſollen in der Regel auf
den Unternehmer übergehen. Die Ehre der Er-
findung ſoll alſo der Arbeit werden, dem Kapital ſoll aber
der Vorteil des Patentes zufallen.

Das Reichsgericht hat alle Erfindungen eines Angeſtellten
zum Eigentumsmonopol des Arbeitgebers gemacht. Erſt Aus
gang der achtziger Jahre gelang es in einem Einzelfalle, das
Reichsgericht wenigſtens zu der Anerkennung zu bringen, daß
ein Arbeiter, der Muſikplatten mechaniſch herzuſtellen hatte,
einen Anſpruch auf eine zur Herſtellung der Platte und zur
Aenderung der Platte günſtige Erfindung habe und nicht der
Arbeitgeber. Aber Verträgen, welche Entgegenſtehendes be-
ſtimmen, iſt die Rechtskraft nicht verſagt Wer in einem ge-
werblichen Unternehmen angeſtellt iſt, verliert nach der herr-
ſchenden Praxis, wenn die Erfindung ihrer Art nach im Be-
reiche der Aufgaben des Unternehmens liegt, ſein Recht. Dies
Recht geht auf den Unternehmer über. So ſoll es auchnach
dem Entwurf bleiben. Heute geht nach der Recht-
ſprechung des Reichsgerichts ohne jeden beſonderen ausdrück-
lichen Vertrag, wenn die Tätigkeit, die zu dieſer Erfindung ge-
führt hat, zu den Obliegenheiten des Angeſtellten gehört, ſein
Recht auf den Unternehmer über. Der Entwurf will es dabei
laſſen, nur ſoll allerdings im Gegenſatz zum geltenden Recht
im Patent der Angeſtellte als Erfinder genannt werden, aber
ſeine Rechte gehen auf den Unternehmer über.

So liegt es nicht nur in den Fällen, in denen zum Beiſpiel
in chemiſchen Fabriken oder iw Großbetrieben der Metall
induſtrie Perſonen gegen Gehalt angeſtellt werden, um zu
erfinden, ſondern alle Fälle rechnen hierher, in denen es
zum Beiſpiel einfachen Arbeitern, Werkmeiſtern, Angeſtellten
durch ihre Geſchicklichkeit oder Erfahrung gelingt, eine Er-
findung an dem Gegenſtand zu machen, den ſie für den Be-
trieb herzuſtellen haben. Ja, weit darüber hinausgehend
ſind mit Arbeitern und vor allem mit Angeſtellten Verträge
abgeſchloſſen, die ausdrücklich erklären, daß jede Erfindung,
die der betreffende in der Zeit ſeiner Beſchäftigung oder
eine Reihe Jahreüber die Beſchäftigungszeit
hinaus macht, der Firma und nicht dem Erfinder
gehört. Solche Verträge ſind ſogar mit Angeſtellten abge-
ſchloſſen, die unter 3000, ja unter 1000 Mk. Jahresgehalt er-
halten. Der Entwurf geht achtlos hieran vorüber.

Dem Unternehmertum genügen nicht die juriſtiſchen Kniffe,
um das geiſtige Eigentum des Angeſtellten auf das Unter
nehmen übergehen zu laſſen und den Angeſtellten zu deſſen
geiſtigen Sklaven zu machen. Die Technik gelangt zu demſelben
Ziele durch Arbeitsteilung. Bei der ſogenannten Etabliſſe-
mentserfindung, die in großen Betrieben mit fein-
gegliederter Arbeitsteilung üblich geworden iſt, machen eine
Reihe von Angeſtellten Erfindungen. Aber erſt durch Zu-
ſammenſtellung mehrerer ſolcher Erfindungen kommt die zur
Patentierung gelangende Erfindung zuſtande. Jn ſolchem
Falle ſoll nach dem Entwurf der Unternehmer als ur-
ſprünlicher und alleiniger Erfinder gelten. Die
Angeſtellten ſollen eben nur Werkzeuge für den Kapitaliſten
ſein.

Als einzigen Vorteil bietet das Geſetz dem Erfinder abge-
ſehen von der Etabliſſementserfindung den, daß er die Ehre
hat, als Erfinder genannt zu werden. Die materiellen Vor-
teile der Erfindung ſollen aber, wenn es ſich um Angeſtellte in
einem gewerblichen Unternehmen handelt, auf die Firma ſelbſt
übergehen. Doch halt, der Entwurf verſpricht dem Angeſtellten
ein Trinkgeld. Jn S 10 Abſ. 2 heißt es:

„Der Angeſtellte kann, wenn das Patent erteilt iſt, von
dem Unternehmer eine Vergütung verlangen.“

Und wie hoch ſoll die Vergütung ſein Soll ſie in beſtimm-
ten Prozenten des Gewinns aus dem Patent zum Ausdruck
gelangen? Mit nichten. Das Geſetz erklärt: in der Regel liegt
die Vergütung im Gehalt oder im Lohn. Sollte
das ausnahmsweiſe nicht der Fall ſein, ſo kann eine Verein-
barung über die Vergütung getroffen werden. Jſt aber auch
dieſe nicht getroffen, ſo ſoll der Unternehmer verpflichtet ſein,
ein Trinkgeld zu geben. Die Höhe des Trinkgeldes be-
ſtimmt der Internehmer. Allerdings darf der Angeſtellte den
Richter anrufen, wenn nach ſeiner Anſicht die Vergütung un-
billig klein iſt. Der Entwurf drückt das folgendermaßen aus:

„Jſt über Art und Höhe der Vergütung weder durch
die Bemeſſung des Gehalts oder Lohnes noch
ſonſt eine Vereinbarung getroffen, ſo beſtimmt dar-
über der Unternehmer nach billigem Ermeſſen. Die
Beſtimmung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Ange-
ſtellten. Die Vorſchriften des S 315 Abſatz 3 des Bürgerlichen
Geſetzbuches finden Anwendung.

Der Geſetzentwurf tritt den Forderungen ſozialer Gerech-
tigkeit entgegen. Es widerſpricht dieſen Forderungen, die
Leiſtung einer Erfindung zum Gegenſtand eines einfachen An-
ſtellungsverhältniſſes zu machen, ohne den Erfinder an dem
wirtſchaftlichen Nutzen ſeiner Erfindung hinreichend zu be
teiligen. Unvereinbar mit ſozialer Auffaſſung iſt ferner, daß
eine Erfindung des Arbeiters dem Unternehmer gehöre, der für
die bedungene Arbeit, nicht aber für die Erfindung bezahlt hat.
Unzuläſſig ſollten endlich Verträge ſein, die das geiſtige Eigen-
tum des Arbeiters oder Angeſtellten über die Zeit des Arbeits-
vertrages hinaus dem Unternehmer zuwenden oder gar ver-
langen, daß auch nach Ablauf des Arbeitsvertrages gemachte
Erfindungen dem Unternehmer zufallen.

Der Entwurf bedarf einer gründlichen Aenderung durch Ein
räumung des vollen Rechts aus dem Patent auf den Erflnder
und durch Verbot von Vereinbarungen, die den wirtſchaftlich
ſchlechter geſtellten Erfinder dem wirtſchaftlich mächtigen Unter
nehmer ausliefern.

Gewerkſchaftliches.
Der Kampf der Werftarbeiter.

Ueber die eigentliche Veranlaſſung des frühzeitigen Streiks
der Hamburger Werftarbeiter berichtet ein Ver-
trauensmann der Werftarbeiter von Blohm u. Voß einige
intereſſante Einzelheiten, aus denen hervorgeht, daß willkür-
liche Lohnabzüge im Akkord beſonders die Nieter unzufrieden
gemacht hat. Die Nieter wählten Anfang Juni eine Kom-
miſſion, die bei der Direktion um Abſtellung der Uebelſtände
nachſuchen ſollte. Herr Blohm war jedoch den Wünſchen der
Nieter nicht zugängig. Die Erregung unter den Arbeitern
war groß und wurde noch geſteigert, als am Montag morgen
der Weg zur Werft von 15 Schutzleuten beſetzt war. Jeder
fragte ſich, was das zu bedeuten habe. Zu dieſer Erregung
kam die Entlaſſung einiger Vertrauensleute, die ſich bemühten,
die Leute zu beruhigen. Wahrſcheinlich wollte die Werftleitung
dieſe Beruhigung nicht, weil ſie ſich ſchon auf den Kampf vor-
bereitet hatte. Dieſe Entlaſſung der Vertrauensleute war die
letzte Urſache, um den Streik perfekt werden zu laſſen.

Auf der Vulkanwerft erſtrebten die Schiffsbauer ſeit länge-
rer Zeit die Regelung der Akkordlöhne. Als der Jmperator
noch nicht fertig war, verſprach die Werftleitung, die Akkord
löhne zu regeln, ſobald der Jmperator rechtzeitig fertig wer-
den würde. Der Jmperator wurde auch rechtzeitig fertig,
aber die Regelung der Akkordlöhne zeigte ſich in einer Ver-
ſchlechterung der Lohnſätze. Jnzwiſchen wurden auf der
Vulkanwerft die Verhandlungen fortgeführt, aber es kam da
bei nichts für die Arbeiter Wertvolles heraus, und während
in der Zeit ſolcher Verhandlungen ſonſt ein Waffenſtillſtand
herrſcht, provozierte die Leitung der Vulkanwerft die Werft-
arbeiter durch Entlaſſung von Arbeitern und andere Vertei-
lung der Arbeiten noch mehr. Montag morgen kam dann ein
Trupp Gelber, die in die verſchiedenen Betriebe verteilt wur
den. Alles das ſteigerte die Erregung der Arbeiter und als

am Montag vormittag die Arbeitseinſtellung bei Blohm u.
Voß auf der Vulkanwerft bekannt wurde, ſchloſſen ſich dieſe
Arbeiter dem Streik an. Bei der Lohnzahlung am Sonnabend
iſt die Firma Blohm u. Voß in gleicher Weiſe aggreffiv gegen
die Arbeiter vorgegangen. Sie hat den Arbeitern wegen der
plötzlichen Arbeitseinſtellung 2 Mk. vom Lohn als Strafgeld
abgezogen. Auf Proteſte der Arbeiter hiergegen erklärte ſie,
ſie ſei nach der Arbeitsordnung hierzu berechtigt.

Ein Streikbrecher-Logierſchiff iſt bereits bei einem Dock feſt
gemacht worden. Das Schiff iſt von der Firma auf vier
Wochen verſichert, die Werft von Blohm u. Voß ſcheint ſich
alſo auf einen längeren Streik ſchon einzurichten. Jn den
Kaſchemmen der Hafengegend ſind bereits Werber auf de
Suche nach Arbeitswilligen in Tätigkeit. 4

Nach den Meldungen der Leitungen der freien Gewerk-
ſchaften ſtreiken 8633 Metallarbeiter 850 Holzarbeiter,
850 Transportarbeiter, 660 Fabrikarbeiter und 300 Machiniſten
und Heizer. Die Zahl der Streikenden von der Hirſch-Ducker
ſchen Gewerkſchaft iſt uns nicht bekannt; es dürften aber ſo
mit im Höchſtfalle 14000 Arbeiter ſtreiken.

Am Sonntag, den 20. Juli, hatten die einzelnen Organiſa-
tionsleitungen Vertreter aus den Werftorten nach Ham-
burg zuſammenberufen, um mit ihnen vom eignen Organi-
ſationsſtandpunkt die Lage zu beſprechen. Die Vorſtände haben
kurz ihre Anſicht über die Nichtanerkennung der Arbeitsein-
ſtellungen vertreten und ihr Standpunkt iſt auch durch die
Konferenzen nicht geändert worden. Am Montag haben die
Hauptvorſtände der Verbände der Metall-, Holz-, Fabrik-
arbeiter, der Kupferſchmiede, Schiffszimmerer, Maſchiniſten
und Heizer und der Maler eine längere Erklärung er-
laſſen, in der es u. a. heißt:

„Die diesjährige Bewegung der Werftarbeiter wurde im
Einverſtändnis mit den beteiligten Verbandsvorſtänden und
den beteiligten Arbeiten eingeleitet. Es wurde eine aus Ver-
tretern der Mitglieder aus den einzelnen Werftorten beſtehende
Konferenz eingeſetzt, die ſowohl bei der erſten Einleitung, alsauch im ſpäteren Verlaufe der Bewegung zur re elrigen
Beratung und Entſcheidung herangezogen wurde. ie Konfe
renz und die Vorſtände waren ſich darin vollkommen einig,
daß ernſtlich verſucht werden müſſe, die Bewegung auf fried-
lichem Wege durchzuführen, und erſt wenn dieſer Verſuch ge-
ſcheitert war, das Mittel des Streiks zur Anwendung zu
bringen Man wollte den Kampf nach Möglichkeit vermeiden,
ſcheute ihn aber auch nicht. Trotz ausdrücklicher Ver
warnung traten ein Teil der Arbeiter von Blohm u. Voß und
die geſamten Arbeiter der Vulkanwerft in Hamburg in den
Streik ein. Andern Tages ruhte die Arbeit auf den Ham-
burger Werften faſt vollſtändig. Unmittelbar nach der Arbeits
niederlegung in Hamburg erfolgte eine ſolche des Schiffs-
baues in Flensburg und am Mittwoch früh der Nieter in
Stettin ſowie der übrigen Abteilungen der Werft in Flens-
burg. Jn Stettin hatten örtliche Verhandlungen ſtattgefun
den und ſollten am Donnerstag, den 17. Juli, fortgeſetzt wer
den. Die Arbeitsniederlegung erfolgte hier alſo noch während
der ſchwebenden Verhandlungen. Dies der Sachverhalt. Die
Stellung der Verbandsvorſtände iſt hiernach gegeben.
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Statuten aller gewerkſchaftlichen Zentralverbände machen nicht
etwa zufällig, ſondern aus zwingenden Gründen Arbeits
nieder za von der Genehmigung der Vorſtände abhängig.

ne ſolche Genehmigung war nicht erteilt, konnte auch, ſo
lange die Verhandlungen nicht endgültig abgebrochen waren,
nicht erteilt werden. Die Statuten der gewerkſchaftlichen
Zentralverbände verweigern ihren Mitgliedern in allen Fällen,
wo Streiks t n der Vorſtände eingeleitet wer-
den, die Unterſtützung. Nach den Satzungen des Deutſchen
Metallarbeiterverbandes, um deſſen Mitglieder es ſich bei den
Arbeitsniederlegungen in erſter Linie handelt, verzichten die
Mitglieder in ſolchen t auf jedwede Unterſtützung. Mit
ſolchen ſtatutariſchen Vorſchriften müſſen ſich auch die Vor-
ſtände abfinden. Die Vorſtände können aber auch tatſächlich
ihre Genehmigung nicht erteilen, weil das Vorgehen der ge-
nannten Mitglieder die im ausdrücklichen Einverſtändnis mit
der Werftarbeiterkonferenz feſtgelegte Taktik über den
wirft und dadurch die Abſicht der Unternehmer, die Verant-
wortung für einen etwa entſtehenden Kampf den beteiligten
Arbeiterorganiſationen zuzuſchieben, unterſtützt. Aus dieſem
Grunde können die Vorſtände eine Verantwortung für den
Ausgang der Bewegung nicht übernehmen, ſolange wie die
wilden Streiks beſtehen und ſolange wie ſeitens der Mit-
glieder gegen die Beſchlüſſe der eignen Vertreter verſtoßen
wird. Die Vorſtände dürfen von der organiſierten Arbeiter
ſchaft wohl objektive Wüdigung dieſer ihrer Stellung, von den
eignen Mitgliedern aber Achtung vor den ſelbſt gegebenen
Geſetzen erwarten.“

W

Die ſtädtiſchen Arbeiter des Stettiner Freihafens
unterbreiten ſeit zwei Jahren der Stadtverwaltung ihre auf
Verbeſſerung ihrer Lohnverhältniſſe und einer Verkürzung der
Arbeitszeit gerichteten Wünſche, ohne bisher ein Entgegen-
kommen beim Magiſtrat zu finden. Jetzt treten ſie direkt in
Verhandlungen mit dem Magiſtrat ein. Die erſte Ver-
handlung des Arbeiterausſchuſſes mit den Vertretern der
Stadtverwaltung machte die Stadtverwaltung zunächſt mit
den Wünſchen der Arbeiter vertraut. Mit den Argumenten,
mit denen die Vertreter der Stadt die Arbeiterforderungen
ablehnen wollen, konnten ſich die Arbeitervertreter unmöglich
zufrieden geben. Als die Kommiſſion in den einzelnen Be
triebsverſammlungen Bericht erſtattete und ſagen mußte, es ſei
kein Geld vorhanden zur Befriedigung der doch ſo gerechten
Wünſche, bemächtigte ſich der Arbeiter eine große Erregung.

Eine Betriebsverſammlung der Kranführer, Handwerker und
Schuppenarbeiter am Sonntag, den 20. Juli, die von über 300
ſtädtiſchen Hafenarbeitern beſucht war, beſchloß in geheimer
Abſtimmung mit allen gegen 8 Stimmen, daß, falls die Stadt-
verwaltung auf ihrem jetzigen Standpunkt ſtehen bleibe, die
Arbeiter zum letzten Mittel, zur Arbeitsniederlegung greifen
müßten. Auch die anweſenden Frauen der Arbeiter ſtimmten
dem zu, können ſie doch mit dem jetzigen Einkommen des
Mannes unmöglich auskommen. Die in den nächſten Tagen

ſtattfindenden Verſammlungen der Hilfsarbeiter am Freihafen
und der ſonſtigen ſtädtiſchen Betriebe werden zu dieſer An-
gelegenheit ebenfalls Stellung nehmen.

Allerlei.
Cholera in einem internationalen Eiſenbahnwagen.

Der Nationalzeitung vom Montagabend wird aus Sem-
lin in Ungarn gemeldet: Moniag früh lief in die Semliner
Bahnhofshalle ein Zug. Die Paſſagiere wollten den durch
laufenden Wagen nach Berlin beſteigen, der jetzt ſtatt von
Konſtantionopel erſt von Belgrad abgelaſſen wird. Dies wurde
mit der Begründung unterſagt, daß ſich in dieſem Berliner
Waggon cholera verdächtige Perſonen befänden. Der
Zug hatte außer einem aus Belgrad kommenden Speiſewagenà weitere vier Perſonenwagen, die nur bis Budapeſt fahren.

Verhaftung eines Spions.
Eine neue Verhaftung wegen Spionageverdachts iſt an der

ruſſiſchen Grenze worden. Jn dem'Grenzort Mlawa wurde der Kaufmann Böhm aus dem oſt
preußiſchen Dorfe Jllowo unter der Beſchuldigung verhaftet,
gegen Rußland Spionage getrieben zu haben. Es war denLuſſiſcher Behörden ſeit einiger Zeit aufgefallen, daß Böhm
mehrfach nach Warſchau gefahren war und dort mit einem
Agenten verhandelt hatte. Die Feſtnahme iſt in dem Augen
blicke erfolgt, als Böhme die Pläne von Warſchau von einem
Agenten in Empfang nehmen wollte.

Sprechſtunde der Redaktion von 12 bis 1 Uhr.

Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), den 22 Juli 1813.

Wer iſt ſchuld am Wohnungselend!?
Die jetzige Wohnungsinſpektorin hat den von der Saale

zeitung freudig übernommenen provozierenden Satz geprägt:
Solange die Wohnungsinhaber nicht beſſer auf ihre

Kinder achten, iſt an ein Nachlaſſen der Wohnungsnot trotz
Eingreifens öffentlicher Organe nicht zu denken!

Wir kündigter m, daß wir uns noch ausführlich zu dieſem
unſozialen Angri auf die kinderreichen Familien äußern
würden, da ſonſt Hauspaſchas und Stadtverwaltung eine gar
zu billige Ausrede für ihre verdammenswürdige Untätigkeit
hätten. Uns ſteht nun zur Abwehr des ganz unmotivierten
Vorſtoßes der neuen Wohnungsinſpektorin eine Fürſprecherin
zur Seite, deren Aeußerungen in der Oeffentlichkeit und zum
mindeſten auch bei der Stadtverwaltung größte Beachtung ge
ſchenkt werden muß: es iſt die erſte Wohnungsinſpek-
torin Frl. Dr. Otto. Ueber die Frage, wer an der Woh
nungsverwahrloſung und dem Wohnungselend perſönlich mit-
ſchuldig iſt, hat ſie ſich in ſo erfriſchend unparteiiſcher, aber von
ſozialem Verſtändnis getragener Weiſe geäußert, daß wir nur
einige Abſätze ihres Berichts, der im Oktober 1911 erſchien, ab-
zudrucken brauchen. Ziemlich zu Anfang heißt es gleich:

„Es ſind ſehr erhebliche Mißſtände angetroffen worden,
Wohnungeninverwahrloſtem Zuſtande, wo kaum
ein Stück des Wandputzes heil war, wo der Deckenputz e
brochen war, wo große Löcher im Fußboden waren. An ſolcher
Verwahrloſung haben meiſt Vermieter und Mieter in
gleicher Weiſe ſchuld. Wenn der Hauswirt lig
um ſein Haus nicht kümmert, dann gerät allmähli
alles in Verfall und die Mieter fühlen ſich nicht im geringſten
verpflichtet, für Ordnung und Sauberkeit zu ſorgen. Der
Eigentümer des Hauſes kommt oft gar nicht in die Wohnungen
ſeiner Mieter herein. Dieſe ihrerſeits kommen nicht mit Klagen
über den Zuſtand der Wände, Fußböden uſw. Sie fürchten bei
Beſchwerden eine Kündigung, oder ſind zu gleichgültig, ſelbſt zu
unſauber, um am Abbrechen von Wand- und Deckenputz viel
Anſtoß zu nehmen. Die Beobachtung, die in anderen Städten
gemacht worden iſt, daß in ſchlecht gehaltenen Häuſern auch die
Mieter ihre Wohnungen verwahrloſen, iſt hier beſtätigt worden.
„Das Milieu iſt tatſächlich von Einfluß auf die Menſchen!

Und ſchon vorher heißt es einmal:
„Die Schuld an den geſchilderten Zuſtänden liegt in erſter

Linie an den Wohnungsverhältniſſen der Stadt. Die Räume
in den älteren Häuſern ſind faſt immer viel zu klein füt Fami-
lien mit mehreren Kindern. Sie ſind allerdings auch in
der Zwangslage, mit jeder Wohnung, die ſie bezahlen
können, vorlieb zu nehmen. Meiſt fehlen ihnen die Mittel zur
Beſchaffung einer größeren Wohnung und unter den leerſtehen-
den Wohnungen der Stadt gibt es keine allzu große
Auswahl. Wohnungen, die an ſich einwandfrei ſind, 1 bis
2 Leuten ein behagliches Unterkommen gewähren könnten,
werden unter dieſen Umſtänden zu Stätten der ſchlimmſten

Reberfüllung, der l der Geſchlechter: Eltern, Kinder, erwachſene Söhne und Toöchter, alles
zuſammen in einem engen Raume. Die typiſche Wohnung:
Stube, Kammer, Küche, erzwingt förmlich ſolche Zuſtände!!
Die Küche iſt ſelten groß genug, um mit als Schlafraum zu
dienen. Die Stuben ſind mit dem notwendigen Hausrat an
gefüllt. Die Mindeſtforderung, daß jedes Stockwerk
einen Abort habe, iſt nie erfüllt! Es kommt vor,
daß 36, 32 Perſonen auf einen Abort kommen. Um
das Bild der hieſigen Wohnungszuſtände zu vervollſtändigen,
muß man ſich vergegenwärtigen, daß die beſichtigten Häuſerzum Teil in engen Straßen liegen. Die Höfe ind vielfach
ſehr klein. Einige Häuſer haben überhaupt keinen Hof, in dem
Falle liegt dann der Abort im Hausflur, ohne daß beſondere
Vorkehrungen zur Entlüftung getroffen ſind. Jn ſehr vielen
Grundſtücken befindet ſich ein einziger Ausguß, eine
Waſſerzapfſtelle im Hofe. Die Wohnungsinhaber müſſen alſonach jedem Tropfen Waſſer auf den Hof hinumier gehen. Solche

Einrichtungen ſind nicht geeignet, den Sinn für Reinlichkeit
zu ſtärken.“

Das durchſchlagendſte aber, was Fräulein Otto anführt, iſt
ihre Auseinanderſetzung über die Unterſuchung der größten
Schuld. Sie ſagt da:

„Nur ein kleiner Teil dieſer Verhältniſſe muß den Leuten
ſelbſt zur Laſt geſchrieben werden. Es werden da Stuben zu
Staatsſtuben gemacht, in denen die Möbel ein wohlbehütetes
Daſein führen, während Eltern und Kinder ſich in den Kam

en. Jedes dunkle h Bodenmern
kammer, und ſei ſie nicht mehr als ein Breiterverſchlag, wird
von vielen Familien als geeignet zum Schlafraum C
Eine Erkenntnis des Wertes einer hellen luftigen Schlafge
legenheit fehlt faſt vollſtändig. Die Gleichgültigkeit gegen dieArt der Unterbringung der ſhraſenden Menſchen iſt wohl die

urcht der Sünden vergangener Jahrzehnte.
iemand hatte ſich früher darum gekümmert, wie die Bevölke

rung hauſte. s die Mittel für eine gute Wohnung, ſo
mußte jeder Winkel genügen. Man merkt ſa nicht ſofort, daß
der Mangel an Licht und Luft eine Verkümmerung des ganzen
Organismus herbeiführt. Die Gewohnheit wurzelt ein, zuerſt
an der Wohnung zu ſparen. Die Eltern hatten ja ſchon in den
dunklen Kammern gelebt, die Kinder waren darin groß 45
worden, und nun ſollen die Räume plötzlich geſundheitsſchädlich
ſein? Viele glauben es überhaupt nicht, daß die Wohnung
einen Einfluß auf Körper und Gemüt eines Menſchen hat.
Und hierdurch iſt die unbedingte Notwendigkeit einer erhöhten
Einwirkung auf die ſam bewieſen. Es muß in der Be-
völkerung der Sinn für kulturgerechtes Wohnen geweckt wer-
den. Die Leute müſſen dahin erzogen werden, Licht und Luft
als unentbehrlich für ihr Wohlbefinden zu betrachten. Ganz
verſchwunden iſt der Sinn noch nicht für eine freundliche Woh-
nung. Jn manchen ſchlummert eine geheime Sehnſucht nach
etwas Beſſerem. „Nur erſt heraus aus dieſem Drecdk-
loch heißt es manchmal bei jüngeren Ehepaaren, die ſich eine
beſſere Wohnung aber erſt erarbeiten müſſen. „Wir ziehen
jetzt um,“ erzählt eine Frau der Wohnungspflegerin, „jetzt
bekommen wir eine helle Kammer mit großen Fenſtern und
die Sonne ſcheint hinein. Jetzt wird man mal wieder zum
Menſchen,“ heißt es zum Schluß mit einem Aufatmen.

Die Schwierigkeit, beſſere Wohnungen zu finden, läßt aber
manche Familie in Stumpfſinn verſinken, die jede Regung nach
Beſſerem tötet. „Wozu umziehen“ heißt es da. „Man zieht
ja doch nur von einem Dreckloch ins andere.“ Jſt dieſe Be
merkung auch übertrieben, denn es gibt gut gehaltene Häuſer
und Wohnungen in der Stadt, ſo liegt doch inſofern ein Kern
Wahrheit darin, als kinderreiche Familien und in
dieſem Falle handelt es ſich um ſolche oft nicht in die
gut gehaltenen Häuſer aufgenommen werden.“

Das ſind die harten Tatſachen in ſozialer Weiſe beleuchtet,
ſo daß auch den Aermſten der Armen und ihren bedauerns-
werten Kindern Gerechtigkeit widerfährt. Um ſo aufreizender,
wirkt es, wenn jetzt die neue Jnſpektorin im Jntereſſe rückſtän-
diger Hausbeſitzer den Spieß umdreht. Man hat übrigens
auch ſonſt noch nicht viel vorteilhaftes von der Tätigkeit
der neuen Jnſpektorin melden können.

„Gefährdung“ militärdienſtlicher Jntereſſen.
Recht ſonderbar muß es jeden unbefangenen Beurteiler immer

wieder berühren, daß der Militarismus ſeine eigene Gerichtsbar-
keit hat. Das Beſtreben der militäriſchen Kaſte, möglichſt weit
vom „Volke“ abzurücken, wird durch die Militärgerichtsbarkeit nur
noch erhöht. Um aber nicht gar zu ſehr in den Verdacht der
ſpaniſchen Jnquiſitionsgerichtspraxis zu kommen, ſind allerdings
Beſtimmungen getroffen, die die Oeffentlichkeit bei den Gerichts
verhandlungen gelegentlich zulaſſen. Dieſe Oeffentlichkeit wird
auch meiſtens in vollem Umfange gewahrt, wenn es ſich um
Gemeine handelt. Richtet ſich die Anklage dagegen gegen einen
Offizier, ſo wird in ſehr vielen Fällen ein Anlaß gefunden, die
Oeffentlichkeit auszuſchließen. Sehr häufig ſpielt dabei die angeb
liche Gefährdung militärdienſtlicher Jntereſſen eine Rolle. Viel
fach wird das nur zu einem Schlagwort, hinter dem ſich die
gemeine Geſinnung einzelner Offiziere verſtecken kann. Jn Halle
ſcheint man jetzt aber noch weiter gehen zu wollen. Während der
frühere Kriegsgerichtsrat Senf die Oeffentlichkeit ſtets zuließ,
wenn es ſich um einen Unteroffizier handelte, ſcheint man jetzt
den Verſuch zu machen, auch dann ſofort die Oeffentlichkeit aus
zuſchließen, wenn ein Unteroffizier die Anklagebank betreten muß.
So war geſtern der Sergeant Ahrens von der 3. Kompagnie
des hieſigen Füſſilier- Regiments angeklagt. Zu der Verhandlung
waren 25 „gewöhnliche“ Soldaten und ein Leutnant als Zeugen
geladen. Außerdem war der Hauptmann kommiſſariſch vernommen
worden. Bevor jedoch dies Anklageſchrift verleſen
wurde, wurde die Oeffentlichkeit wegen „Gefährdung militärdienſt-
licher Jntereſſen“ für die Dauer der ganzen Verhandlung
ausgeſchloſſen. Wahrſcheinlich iſt Ahrens ein Vorgeſetzter,
der ſehr tüchtig iſt, und die militäriſche Erziehung, die er den
ihm anvertrauten Mannſchaften angedeihen läßt, mit mehr oder
weniger Liebens würdigkeiten unterſtützt. Ob es ſich vielleicht um
Mißhandlungen des in derſelben Sitzung abgeurteilten Füſeliers

Der Eindringling. et
Roman von Blasco Jbanez.

Jns Deutſche übertragen von Julio Brouta.

ierin geb' ich dir recht, Luis ſagte der Kapitän mit zu
mendem Feuer. Wenn ich weggehe, ſo geſchieht es, weil

ich den Anblick dieſer Straßen nicht ausſtehen kann die heute
mit Ffalfge und Pfaffenknechten vollgepfropft ſind. Jch dachte
beim Aufſtehen heute morgen gar nicht daran, aufs Feld zu

n aber plötzlich hab ich die Flinte gepackt, um zu fliehen.
„Himmell Was hat es genützt, daß wir ſoviel Bohnenbrot
und Pferdefleiſch gegeſſen und unſere Haut in den Ver-

nzungen zu Markt getragen haben? Diejenigen, die wir
ls in die Flucht geſchlagen, ſind heute in Maſſen herein-

mmen und ſcheinen die Herren zu ſein. Mein Lieber, wie
heute Bilbao ausl Man kann keinen Schritt tun, ohne

auf einen Geiſtlichen zu ſtoßen. Diejenigen, die vor Jahren
die Stadt rdierten und ſie um ihr Leben gern in Flam
men aufgehen ſehen mochten, treiben ſich heute in ihr herum,
als ob die Herrſchaft ihnen gehöre. Scharenweiſe ſind ſie ge

n, um die Jungfrau zu ſehen, mit dem Revolver in der
Taſche, und frech und herausfordernd um ſich, als
ſehnten ſie ſich ungeduldig nach dem Augenblick, wo die Nieder
'metzelung der liberalen Hunde beginnen kann.
Der Kapitän hatte es eilig, fortzugehen. Wenn er in der
Stadt bliebe, würde er ſich in den Kampf miſchen. Er fürchtete

vor ſeiner Heißblütigkeit und war imſtande, auf die
ſchurkiſchen Karliſten zu ſchießen.

Ich bin bloß ein Beamter, Luis, ein Angeſtellter von Sanchez
Morueta. Und du kannſt dir wohl vorſtellen, was Donna

tun würde, wenn ſie mich unter den Kämpfenden
e; was Pepe ſelbſt, der ſo ganz umgewandelt iſt, dazu ſagen

würde Es iſt ſchon kühn genug von mir, daß ich nicht auch
mit der Prozeſſion nach Begonna gehe.

Areſti befragte ihn nä über den Millionär
inigen.J ſage dir, ganz umgewandelt iſt er, ſagte Jriondo traurig.

Das za Haus iſt umgeändert.
Er wollte nicht weiter in Einzelheiten eingehen und fürchtete.

als Angehöriger indiskret zu ſein. Aber die Frei-
I Igke t des alten Seemanns gewann bald wieder die Ober-
e Teufell! Du gehörſt ja zur Familie und mußt alles

und die

wi Außerdem biſt du mein Freund und liebſt Pepe. Ach,
1 P e, ich r dir, das iſt kein Geſchäftshaus mehr, das
üſt ein Kloſter, und ich glaube, eines ſchönen Tages wird Pater

li im Bureau erſcheinen und die Leitung der Geſchäfte
rnehmen. Der Pfaffe trennt ſich nicht einen Augenblick

von Pepe.

Jn ſeiner derben Bei beſchrieb Jriondo die neue Lebens-
weiſe des Millionärs. lle beherrſchten ihn, alle ſaßen ihm
auf dem Nacken: ſeine Frau, ſeine Tochter und ſelbſt jener
unausſtehliche Menſch, der Urquiola, der ihm mit der größten
Unverfrorenheit jeden Augenblick ſagte: el, tun Sie dies,
Onkel, laſſen Sie dies; Onkel, tun Sie jenes.“ T war
Sanchez Morueta bloß ein Onkel, aber vor Jahresſchluß werde
der Winkeladvokat ihn Papa nennen. Die Ehe Urquiolas mit
Pepita galt als ausgemachte Sache. Alle waren darüber er
freut, die Tochter, die Mutter und Pater Pauli. Der Millionär
ſchwieg dazu, als ob, da die anderen zufrieden waren, es über-
flüſſig ſei, auch ihn zu befragen. Urquiola trieb ſich bereits
im Bureau herum und erteilte den Angeſtellten in befehlendem
Tone Aufträge. Selbſt dem Kapitän gegenüber nahm er dieſen
Ton an, ohne Rückficht darauf, daß dieſer ein alter Freund
Pepes war, der ihn ſtets äußerſt liebevoll behandelte. Zum
Teufell Jetzt im Greiſenalter, nach einem langen, in ehren-
hafter und unabhängiger Stellung verbrachten Leben mußte er
den Diener jenes Hundsfotts aus Deuſto ſpielen müſſen! Nein,
nimmermehr, da würde er lieber abdanken und ſich von Pepe
trennen, der übrigens, genau beſehen, nicht mehr der Pepe
war, den er ſonſt gekannt.

Wie ſie ihn verändert haben Luis! Du haſt keinen Begriff
davon. Denk dir mal, daß er eines Tages im Bureau, aus
Loyola zurückgekehrt, hochbegeiſtert erzählte, er habe eine
Generalbeichte abgelegt und alle Sünden ſeines Daſeins be-
kannt und ſeitdem fühle er ſich wohler und geſünder, wie neu
geboren! n meinem Leben hätte ich mir ſo etwas nicht
träumen laſſen. Seine Frau macht ihn närriſch und wird
darin vom Taugenichts von Urquiola unterſtützt. Weißt du
von der letzten Heldentat dieſes Schurken nicht? Ganz Bilbao
weiß davon. aber da oben auf dem Bergwerk erfahr ihr dieſe
Vinge nicht.

Und er erzählte dem Doktor, daß Urquiola jener Unglück-
lichen, die in wilder Ehe mit ihm lebte, ein Mittel eingegeben,um die Leibesfrucht abzutreiben. Den Schützling des Jeters
Pauli ſchreckte der Gedanke, der Vater eines unehelichen Kindes
zu werden, jetzt wo er im Begriffe ſtand, ſich mit der reichſten
Erbin Bilbaos zu verheiraten. Die Krankheit der armen Frau
und das Gerede der Nachbarn tten die ſtiz zum Ein
ſchreiten veranlaßt. Ein Skandal, aber weiter nichts. Jn
Bilbao verbeugte ſich alles vor dem Einfluß der Patres und
dem Reſpekt, den die Reichen einflößten.

Und Pepe fuhr der Kapitän fort weiß von nichts, oder
tut doch wenigſtens, als er von nichts. Es genügt, daß
Donna Chriſtine ſagt, alles ſei gigß damit er's glaubt. Pater
Pauli braucht nur zu ſagen, daß Urquiola ein e annwerden wird, damit Pepe geduldig einen Albernheiten und

Prahlereien zuhört. Ach, Luis, wie raſch und wie vollſtändig
haben dieſe Leute ihn unterjocht!

Jriondo ging in weitere Einzelheiten ein und ſchilderte den
allumfaſſ n Einfluß der Jeſuiten, der ſich jetzt auf alles,

was von n e Morueta abhing, erſtreckte, auf die Fabriken,die Schmelzen, die Minen und erbf. auf die Schiffe. Man
zwang ihn, Jriondo, alte erprobte Seeleute zu entlaſſen und
junge Leute 97 engagieren, die, kaum im Beſitze der An-
ſtellung, am Kopfende ihrer Schlafſtelle ein Bild des heiligen
Herzens Jeſu an die Wand klebten. Er wagte es nicht dagegen
zu proteſtieren aus Furcht vor dem Prinzipal und beſonders
vor denen, die hinter ihm ſtanden und alle ſeine Worte und
Taten regelten.

Jn der vorigen Woche hatte er den Befehl erhalten, alle Ablader zu entlaſſen die bei der Arbeit Läſterungen gegen Gott
oder die Heiligen ausſtießen oder ſich irgendwie für die Ver-
breitung gottloſer Lehren intereſſiert zeigten. Sakra, jetzt auf
ſeine alten Tage mußte er die Rolle eines Bruders der chriſt-
lichen Lehre übernehmen und den Abladern des Nervions Kate-
chismus und feine Redensarten lehren!

Und auf den Hochöfen, rief der Kapitän aus, da geht's auch
nett herl! Dort bricht einmal ein Stveik aus, bei dem alle Bet-
brüder, die dort hantieren, die Gurgel abgeſchnitten bekom-
men. Seitdem Sanabre, der ſympathiſche Junge, fort iſt, ſind
die Hochöfen zur Hölle geworden. Arbeitſamkeit und Ehrlichkeit
ſind nichts für die, welche das Jnſtitut leiten. Die Arbeiter,
die keine Frömmlinge ſind, werden entlaſſen, und das ganze
Haus füllt ſich nach und nach mit Heuchlern an, die zwar
arbeiten, wie ſie es vermögen oder wollen, aber jedenfalls ihrer
Stellung ſicher ſind, weil ſie in die Kirche gehen und ſich in die
katholiſchen Arbeitervereine aufnehmen laſſen.

Der moraliſche Niedergang Sanchez Moruetas, der Verfall
ſeines Willens ärgerte den Seemann über alle Maßen.

Dein Vetter, Luis, wagt nicht, ſich zu rühren. Seine be
rühmte Generalbeichte iſt wie der neue Anzug eines Kindes;
er bewegt ſich nicht, um ſich nicht zu beſchmutzen. Wenn ich ihn
von Zeit zu Zeit zu Geſicht bekomme, ſo glaube ich, ein Mönch
ſtehe vor mir. Er weiß von nichts anderem als vom Tode zu
reden, vom Jenſeits, vom Himmel und von der Hölle und
dann wieder vom Tode und ſeinen Schrecken, aber dabei ſieht
er beſſer aus und iſt ſtärker und geſünder als je. Wenn ich
wie du frei mit ihm reden dürfte, würde ich ihm ſagew: Zum

enker, ich weiß, daß wir alle einſt daran glauben müſſen, das
iſt keine Entdeckung von dir. Aber ſolange der Tod ſich nicht
einſtellt, ſollen wir ein jeder nach ſeinem Geſchmack leben und
einen jeden leben laſſen und nicht unſere Mitmenſchen quälen
und ſchinden, was der einzige Gemuß derjenigen zu ſein pflegt,
die immerwährend an ihr Seelenheil denken.

Es fehlten wenige Augenblicke bis 47 Abfahrt des Zuges,
und der Kapitän nahm Abſchied von Areſti.

r nachmittag bei der Prozeſſion wirſt du vielleicht eine
z uns haben. Vielleicht ſiehſt du da Pepe mit ſeinem

apulier.
Areſti machte ſeinem Erſtaunen durch einen Fluch Luft.

imſtande ſein, an dieſem Mümmenſchanz
(Fortſetzung folgt.)

Was! Pepe we
teilgunehmen.

e

e Vro n

2 2

d



u

Kreſſe mit und oder um etwas ganz anderes, konnten wir
nicht feſtſtellen. enſalls muß ganz entſchieden dagegen Front
gemacht werden, daß in immer verſtärktem Maße die Oeffentlichkeit
ausgeſchloſſen wird. Der Begriff militäriſche Jntereſſen könnte
dadurch bald zur offenſichtlichen Phraſe degradiert werden und
das Mißtrauen unter dem „gewöhnlichen Zivilpack“ gegen die
Mülitärgerichte wird dadurch nur geſteigert.

Das Einkommen der Aerzte.
Von ärztlicher Seite werden gegenwärtig ziffernmäßige Angaben

über die Einkommensverhältniſſe der Aerzte veröffentlicht, die als
ein Schulbeiſpiel von Jntereſſentenſtatiſtik bezeichnet werden
können. Die Feſtſtellungen baſieren angeblich auf amtlichem
Material, laſſen aber eine ſehr mangelhafte und einſeitige Ver
arbeitung auf den erſten Blick erkennen. Es wird nämlich heraus-
gerechnet, daß 4 bis 8 Prozent aller Aerzte ohne Subſiſtenz
mittel ſind. Ferner haben angeblich 50 Prozent ein Einkommen,
das die Höhe von 5000 Mark nicht erreicht, und 75 Prozent
kommen nie zu einem Einkommen von 8000 Mark und darüber.
Man kann natürlich über die Frage, ob ſich mit einem Einkommen
von 5000 Mark leben läßt, ſehr verſchiedener Meinung ſein. Was
z. B. in der Provinz und vor allem an kleinen Orten als
reſpektables Einkommen gilt, muß in der Großſtadt als knapp
ausreichend bezeichnet werden. Angeblich iſt in die erwähnte
Statiſtik das Einkommen der Univerſitätsprofeſſoren und das
Einkommen aus ererbtem oder erheiratetem Vermögen
einbezogen. Eine ſolche Statiſtik iſt natürlich ohne jeglichen Wert
ſür die Beurteilung der beruflichen Verhältniſſe. Sie erweckt
lediglich den Anſchein, als ob es in Wahrheit noch viel trauriger
beſtellt wäre, ohne jedoch auch nur die geringſten Beweiſe zu er-
bringen. Wenn man die wirtſchaftliche Lage des Aerzteſtandes
richtig beurteilen will, ſo muß man dies in der Weiſe tun, daß
man das Einkommen aus der Berufstätigkeit ermittelt
und im Vergleich ſetzt zum Einkommen anderer akademiſcher
Berufe. Es muß ferner eine weitgehende Differenzierung nach
Altersklaſſen eintreten, denn man kann doch unmöglich den
Aſſiſtenten, der zu ſeiner weiteren Ausbildung in einer Klinik
arveitet, dem Arzt mit eigener Praxis gleichſtellen!
Würde man dieſe Methode bei den Juriſten anwenden, ſo würde
man feſtſtellen müſſen, daß alle Referendare und unbeſoldeten
„Aſſeſſoren „ohne Subſiſtenzmittel“ ſeien. Das gleiche würde ſich
bei den Regierungsbauführern und zum Teil auch bei den Philo-
logen ergeben. Die Statiſtik hat im vorliegenden Falle zweierlei
Aufgaben. Sie ſoll die Abiturienten der höheren Lehranſtalten
von dem mediziniſchen Studium fernhalten und dann ſoll ſie bei
den Krankenkaſſen Stimmung machen für freie Arzt-
wahl, Erhöhung der Taxen uſw. Aus dieſen Gründen erklärt
'es ſich, daß ſie die Lage des Aerzteſtandes trüber ſchildert, als
ſie jedenfalls in Wirklichkeit iſt. Durch Verringerung des Nach
wuchſes wird ſich eine wirtſchaftliche Hebung des ganzen Standes
ſchwerlich erreichen laſſen, denn nicht die wachſende Konkurrenz
allein iſt daran ſchuld, wenn es dieſem oder jenem Arzt nicht
gerade glänzend geht. Die jetzt vorhandene Anzahl von Aerzten
entſpricht in verſchiedenen Landesteilen noch nicht einmal dem
Bedarf. Der Zug nach der Großſtadt hat allerdings in Berlin
und anderwärts eine gewiſſe Ueberſetztheit und zu große Konkurrenz

geſchaffen. Daran ſind aber die Betroffenen ſelbſt ſchuld. Auch
in anderen akademiſchen Berufen kann ſich nicht jeder ſeinen
Wirkungskreis nach Belieben auswählen. Einen unleugbaren
Krebsſchaden bildet der ſchlechte Eingang des Honorars. Die
Arztrechnung wird ſelbſt in beſſerſituierten Kreiſen un-
glaublich lange unbezahlt gelaſſen. Dieſes Unweſen, mit
dem auch der Handwerkerſtand ſchwer zu kämpfen hat, kennt z. B.
der Rechtsanwalt, der nur gegen Vorſchuß arbeitet, nicht. Hier
ließe ſich aber gegenüber den wohlhabenden Patienten
durch ſolidariſche Vereinbarungen über Vorſchuß uſw. und im
Verkehr mit den weniger bemittelten Kreiſen durch tatkräftige
„Mithilfe am Ausbau des Verſicherungsweſens Abhilfe ſchaffen.
Die Statiſtik aber für die Ausbeutung der Krankenkaſſen zu be
nutzen, dagegen muß man ſich energiſch wenden.

Internationale Baufach- Ausſtellung.
Eintrittskarten zur Jnternationalen Baufach Ausſtellung in

Leipzig ſind im Arbeiterſekretariat Halle, Harz 42/43,
zum Preiſe von 55 Pf. zu haben. Jn dieſe Gebühr iſt die freie
Benutzung der Ausſtellungs- Garderoben und Toiletten einbe-
igriffen. Die Eintrittskarte berechtigt zum jederzeitigen einmaligen
Beſuch der Ausſtellung, mit Ausnahme von ſogenannten Feier-
ſtagen. Die Karten ſind zu dieſem Vorzugspreiſe nur für die
gewerkſchaftlich organiſierten Perſonen und deren
nächſte Familienangehörige zu haben. Es iſt deshalb
unter allen Umſtänden als Ausweis das VerbandsMitgliedsbuch
bei Entnahme der Karten vorzuzeigen.

Das Gewerkſchaftskartell Halle.

Krankenkaſſenwahlen!
Nach der Bekanntmachung des Wahlleiters für die Wahl des
Ausſchuſſes der neuen Allgemeinen Ortskrankenkaſſe ſind die auf-
zuſtellenden Kandidaten mit Vor und Familiennamen, Beruf,
Wohnung und Arbeitgeber zu bezeichnen. Die bis jetzt
bei uns eingegangenen Vorſchläge erfüllen dieſe Bedingungen
nicht. Wir bitten, die fehlenden Angaben ſofort nach-
zuholen und bei weiteren Vorſchlägen dieſe näheren Bezeich-
nungen nicht fehlen zu laſſen.

Der Vorſtand des Gewerkſchaftskartells.

Das Fnlanfehtn des Lehrervereins. Vor einigen Jahren
entſchloß ſich eine Anzahl Halleſcher Lehrer auf Anregung des
Vorſitzenden des Lehrmittel Ausſchuſſes des Halleſchen Lehrer
vereins die Gründung eines Schulmuſeums zu verwirklichen.
Das Unternehmen ſollte nicht im Zuſammentragen von Lehr
mitteln aller Art beſtehen, es ſollten vor allem Wiſſensſtoffe aus
dem Heimatgebiete in der anſchaulichſten Form geboten und ver
ſucht werden, das vielgeſtaltige Schulweſen von Halle, wie es ſich
im verfloſſenen Jehr undert entwickelt hat und wie es gegen
wärtig iſt, in Quellenberichten, Zeitbildern und Belegſtücken zurDarſtellung zu bringen. Jm Jahre 1910 wurden in der Alten
Volksſchule zu dieſem Zwecke zwei Räume vom Magiſtrat über
wieſen, und von der ſtädtiſchen Behörde mit jährlich 500 Mk.
unterſtützt. Nunmehr ſoll auch bald ein anderer Wunſch der
Leitung des Schulmuſeums erfüllt werden. Jn der Turnhalle,
die jetzt an der Alten Volksſchule angebaut wird, ſollen genügend
große Räume im Obergeſchoß, mit Zentralheizung und Gas-Plenchtang verſehen, für das Schulmuſeum eingerichtet werden.

Der Hauptteil der neuen Räume Hu die heimatkundliche Aus
ſtellung einnehmen, die in erſter Linie der Schule dienen, aber
auch jedem Erwachſenen Aufſchluß geben will über den geologi
ſchen Aufbau der Umgebung, über die Pflanzen und Tiere der

eimat, über die Erzeugniſſe des Bergbaues und der Jnduſtrie,
über das alte Halle und über die aus ihm ſich entwickelnde Groß
ſtadt. Die einzelnen Abſchnitte der Geſchichte des Halleſchen
Schulweſens ſollen in Büchern, Bildern und ſchriftlichen Urkunden

ezeichnet werden. Eine andere Abteilung wird die umfangreiche
mlung von neuen Lehrmitteln einnehmen. Eine Ableilun

des Schulmuſeums, die die Technologie von Gebrauchsſtoffen
täglichen Vebens darſtellt, iſt ſchon jetzt ſeh
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des Pflanzenteiles zu Nahrungs und Genußmitteln ent
ickeln.

Mehr Verwendung von Papiergeld bei den Poſtkaſſen.
Durch Verfügung des Reichspoſtamts ſind die Poſtkaſſen jetzt
angewieſen worden, bei ihren Zahlungen ſich in noch größerem
Umfange des Papier und Silbergeldes zu bedienen und die Aus
gabe von Goldmünzen nach Möglichkeit einzuſchränken.

Jugendſtreiche. Geſtern nachmittag wurden zwei Schul
knaben dabei teſten wie ſie aus einem Briefkaſten in der
Reilſtraße einen Brief entwendeten. Sie gaben zu, gleiche
Diebſtähle ſchon längere Zeit verübt zu haben, um in den Be
z der Briefmarken zu gelangen. Die Briefe wollen ſie nach
Ablöſung der Briefmarken oder nach Entnahme ſolcher aus
dieſen entweder zerriſſen oder wieder in den Briefkaſten ge
ſteckt haben.

BVerhängnisvoller Studentenübermut. Zwei Studenten
ſtürzten in vergangener Nacht bei dem Verſuche, eine ſteile
Wand eines Steinbruches am Galgenberge hinabzuklettern,
etwa 15 bis 20 Meter in die Tiefe. Beide zogen ſich am Kopfe,
Rückgrat und an den Beinen erhebliche Verletzungen zu, doch
ſcheint Lebensgefahr für ſie nicht zu beſtehen. Der ſtädtiſche
Krankenwagen führte ſie der Klinik zu.

Von der Feuerwehr. Jn der ſtädtiſchen Gasanſtalt I ger
heute früh ein Pferd mit den Hinterbeinen in eine Teergrube.
Um das Tier wieder auf die Beine zu bringen, mußte die Feuer
wehr alarmiert werden.

Straßenſperrung. Behufs Pflaſterarbeiten wird die Drey
haupt und Hallorenſtraße zwiſchen Moritzzwinger und Große
Klausſtraße vom 22. Juli ab bis auf weiteres für den Fahr-
und Reitverkehr geſperrt.

Die Diſtriktsverſammlung findet am Donners
tag, den 24. d. Mts., abends 8/2 Uhr im Dreierhaus ſtatt. Vor-
trag des Redakteurs Gen. Kasparek über: Der Kampf um die
Jugend! Das Erſcheinen aller Mitglieder iſt dringend erwünſcht.

Lochau. Zeitungskommiſſion. Jn der letzten Diſtrikts
ſitzung wurden in die Zeitungskommiſſion gewählt die Genoſſen
Bley, Schurig und Korge.

Löbejün. Eine Abſchrift der Wählerliſte zur Stadt-
verordnetenwahl liegt beim Gen. Röber aus. Wir erſuchen
alle Genoſſen und Wähler, ſich ihr kärgliches Wahlrecht zu ſichern.
Die Friſt läuft am 30. Juli ab. Da unſere Klage wegen der
wei für ungültig erklärten Mandate noch nicht zu Ende, jedenals aber das Urteil in nächſter Zeit zu erwarten iſt, haben wir

um ſo mehr Urſache, der Wahl im November das größte Intereſſe
entgegen zu bringen. Die vier Sitze der 3. Abteilung müſſen
unſer fein, und wenn die vereinigten Gegner noch mehr Kniffe
und Schliche anwenden.

Aus den Gerichtsſälen.
Kriegsgericht der 8. Diviſion.

Eine umfangreiche Anklage war gegen den Füſilier Kreſſe
von der 2. Kompagnie des hieſigen Regiments erhoben worden.
Er war wegen ſieben Delikte angeklagt, und zwar wegen Ent
fernung von der Truppe in zwei Fällen, ſowie
wegen Diebſtahls und Unterſchlagung in mehreren Fällen. Der
Angeklagte, der eine recht mangelhafte Erziehung genoſſen
haben ſoll, kaufte am Montag, den 27. April, bei einem hieſigen
Schuhmachermeiſter ein Paar Stiefel für 6,50 Mk. Er konnte
ſie nicht bezahlen, verſprach aber, gleich nach Pfingſten, wenn
er vom Urlaub zurückkomme, zu bezahlen. Ein Urlaub wurde
ihm aber überhaupt nicht gewährt. Am 12. Mai wurde er
wegen eines Fußleidens nach dem Lazarett geſchickt, aber dort
nicht aufgenommen. Anſtatt nun wieder zur Kaſerne zurück-
zugehen, reiſte er nach Kayna bei Zeitz zu ſeinen Eltern. Hier
hielt er ſich einen Tag auf, dann trieb er ſich noch einige Tage
in der Nähe von Zeitz herum, und wurde ſchließlich von einem
Ortsvorſteher angehalten, und vom Gendarmen nach Halle
zurückgebracht. Am 22. Juni, ebenfalls einem Sonntag, ent-
nahm er aus dem verſchloſſenen Spind eines Kameraden vier
Paar Strümpfe und ein Paar Handſchuhe, um ſie beim Appell
vorzuzeigen. Dann zog er die Extraſtiefel eines dritten Kame
raden an und ging damit zur Tanzmuſik. Außerdem hatte er
an demſelben Tage ſeine Dienſtſtiefel und Schnürſchuhe ver
kauft. on der Tanz mppr ging er aber nicht wieder zur
Kaſerne, ſondern trieb ſich fünf Tage, in Strohdiemen nächti-
gend, in der Umgegend von Halle herum, bis er am 27. Juni
von einem Kriminalſchutzmann auf dem Canenger Wege ver-
haftet wurde. Der Angeklagte gab das alles zu. Als Grund
zu ſeiner erſten Entferung gab er an, daß er von ſeinem

ergeanten verſchiedentlich mißhandelt worden ſei, gegen den
auch ein Verfahren wegen Mißhandlung ſchweben ſoll. Das
zweite Mal hatte er den Urlaub überſchritten. Die übrigen
Straftaten ſtellten ſich im Laufe der Verhandlung als unüber-
legte Streiche heraus. Der Anklagevertreter konnte a
die Anklage nicht in vollem Umfange aufrechterhalten, trotzdem
beantragte er eine Gefängnisſtrafe von ſechs Monaten. Das
Gericht ließ aber Milde walten, rechnete ihm ſeine ſchlechte
Winung zugute und verurteilte ihn zu ſechs Wochen Mittel
arreſt.

Ebenfalls wegen Entfernung von der Truppe war der
Musketier Weiß vom Jnf.-Reg. Nr. 983 angeklagt. Der Ange
klagte za trotz ſeiner Jugend ſchon eine ſturmbewegte Ver-
angenheit hinter ſich. Jn ſeinem Zivelleben hat er ſchon erl Strafen, u. a. wegen Sittlichkeitsverbrechens, ſchweren
iebſtahls und ſchwerer Körperverletzung verbüßt. Als Soldat

iſt er ſchon wenigſtens ein Dutzend Mal diſgziplinariſch und
einmal vom Kriegsgericht beſtraft. Am 29. Juni erwartete er
den Beſuch ſeiner Mutter, die ihm friſche Wäſche bringen ſollte.
Der Beſuch blieb aber aus. Kurz entſchloſſen borgte er ſich ein
Rad und fuhr damit nach t Dort traf er alte Freunde
von früher, und das Wiederſehen wurde von den nötigen
Mengen Alkohol gründlich gefeiert. Am Montag ſchlief er erſt

aus, und Dienstag machte er ſich wieder auf den Weg
nach Deſſau. Auf der Landſtraße traf er aber zufällig mit
einem ihm befreundeten Möbelkutſcher zuſammen, und beide
wollten zum Abſchied noch „einen trinken Dazu kam es aber
nicht, er wurde von einem Gendarmen verhaftet, legte ſich
dieſem gegenüber aber einen falſchen Namen bei. Um ihn zu
gewöhnen, den militäriſchen Gehorſam zu üben“, wurde er zu
vier Wochen ſtrengen Arreſt und Verſetzung in die 2. Klaſſe des
Soldatenſtandes verurteilt. Außerdem erhielt er wegen Bei-
legung eines falſchen Namens noch fünf Tage Haft.

Recht unüberlegt gehandelt hatte auch der Musketier Krauſe
von der 1. Kompagnie desſelben Regiments. Als das Regiment
nach Altengrabow reiſte, wurde er als Burſche nach Zerbſt kom
mandiert. Jn re Eigenſchaft ging er im Kaſino täglich ein
und aus. Eines Tages ſtand der Zigarrenſchrank offen, und
Gelegenheit macht Diebe. Er konnte dem Drange nicht wider
ſtehen und ſtahl 50 Zigarren und 100 Zigaretten. Als der
Diebſtahl bekannt wurde, machte ihm ſein Leutnant heftige
Vorwürfe darüber. In ſeiner Angſt lief er fort, trieb ſich drei
Tage umher und ſtellte ſich ſchließlich ſelbſt wieder. Auch hier
übte das Gericht Milde, es erkannte nur für Mundraub auf
fünf Tage mittleren Arreſt.

Aus der Provinz.
Sangerhauſen-Eckartsberga.

Der diesjährige Kreistag des Sozialdemokratiſchen Vereins für
den Wahlkreis e e der am Sonntag in der
Schweizerhütte zu r ſtattfand, wurde um 12 Uhr vom
Genoſſen Heymann in Vertretung des wegen Krankheit von dem
Poſten zurückgetretenen Kreisvorſitzenden eröffnet. Anweſend waren
20 Delegierte aus neun Orten. Die Redaktion des Volksblattes iſt
vertreten durch den Genoſſen Kasparek, der Verlag durch den
Genoſſen Herzig, die Volksbuchhandlung durch Genoſſen Schmidt.
Außerdem ſind anweſend der Reichstagskandidat Genoſſe Wicklein,
der Bezirksſekretär Genoſſe Dreſcher und Genoſſe Pabſt als
Vertreter unſeres Nordhäuſer Parteiblattes.

Zum erſten Punkt der r rlirr Jahresbericht des
Vorſtandes, nahm Genoſſe Haberland das Wort. Obwohl
das Berichtsjahr nur neun Monate umfaßte, war doch ein anſehn
liches Arbeitspenſum zu erledigen. Infolge der politiſchen Müdig
keit ſind keine grer Fortſchritte zu verzeichnen und es ſieht
faſt aus, als ob eine Stagnation Platz gegriffen habe. Die Ge-
noſſen des Kreiſes waren teilweiſe nur ſchwer zur Uebernahme der
nötigen Arbeiten zu bewegen, trotzdem der Vorſtand immer beſtrebt
war, für ſchriftliche und mündliche Aufklärung Sorge zu tragen. Es
kamen ca. 29500 Flugblätter, 14000 Volkskalender und 10000 Hand-
zettel für öffentliche Verſammlungen zur Verteilung. Außerdem
fanden 100 Mitgliederverſammlungen und 27 öffentliche Verſamm-
n ſtatt, deren Beſuch meiſtens befriedigte. Die Abonnenten
zahl der Parteipreſſe entſpricht nicht ganz den Erwartungen. Hier
muß noch eine viel intenſivere Agitation einſetzen. Jn den
Kommunen haben wir acht Vertreter, in zwei Städten je zwei und
in vier Landgemeinden je einen. Leider gelang es uns nicht, beider im vergangenen Jahre ſtattgefundenen Stadtverordnetenerſatz-

wahl in Sangerhauſen die vorher von uns eroberten, aber von der
bürgerlichen Mehrheit für ungültig erklärten Mandate zu behaupten.
Die Genoſſen in den Landgemeinden müſſen ſich in Zukunft viel
mehr an den Wahlen der Gemeindevertreter beteiligen. Auf dem
Gebiete der Jugendbewegung ſind gute Erfolge zu verzeichnen und
berechtigt dieſelbe zu den ſchönſten Hoffnungen.

Der Kaſſenbericht wird vom Genoſſen Heymann erſtattet.
Er balanziert in Einnahme und Ausgabe mit 1926,20 M. An Ein-
nahmen ſind zu verzeichnen

Kaſſenbeſtand vom 1. Juli 1912 411.30 M.
Von den Filialen erhalten. 111006Zuſchuß vom Bolksblatt 40.00Durch Sammelliſ ten. 35460Sonſtiges 10.34Summa: 1926.20 M.

Demgegenüber ſtehen an Ausgaben:

Flugblätter und Druckſachen 532.70 M.
Agitation 395.09Delegation 100.20Strafen und Prozeß koſten 58.40Parteikaſſe, Berlin
Referate

Porto 24.01Deiwaung 53.40er waltung

Sonſtiges. 3.00Kaſſenbeſtand

Jn der Diskuſſion über den Jahres und Kaſſenbericht werden
einige kleinere Beſchwerden vorgebracht, die zur Zufriedenheit
erledigt werden. Allgemein kommt nun aber zum Ausdruck, daß

unverſucht bleiben darf, um unſere Bewegung vorwärts
zu bringen.

Die Ortsberichte ergaben im allgemeinen das alljährliche
Bild Abwälzung der Arbeiten auf wenige Schultern. Hier muß
unbedingt Wandel eintreten, wenn wir vorwärts kommen wollen.

Ueber den Punkt Landtagswahlen referierte Genoſſe
Gröbel. Wir haben erhalten 510 Stimmen und 22 Wahlmänner.
Es konnte noch mehr erreicht werden, wenn einige Orte, die wohl.
Erfolge erringen konnten ſich an der Wahl beteiligt hätten.
Jmmerhin iſt das Reſultat gegen 1908 bedeutend beſſer.

Ueber den Punkt Preſſe referierte Genoſſe Herzig Halle.
Es ſei im ganzen Verbreitungsbezirk eine geringe Abnahme der
Abonnenten zu verzeichnen. Dies ſei aber bisher nach einem
großen Aufſchwung, wie alljährlich der letzten Reichstagswahlen,
immer der Fall geweſen. Leider ſeien im Wahlkreiſe Sangerhauſen
Eckartsberga verſchiedene Filialen ganz eingegangen in anderen
Orten ſei die Abonnentenzahl geringer worden. Für kleinere
Orte empfiehlt ſich der Bezug des Volksblattes durch die Poſt.
Es müßte die wichtigſte Aufgabe der nächſten Zeit ſein, die Abon
nentenzahl bedentend in die Höhe zu bringen, da nur dann unſere
Bewegung von Erfolg begleitet ſein könne. Die ſchon mehrmals
mit anderen Kreistagsberichten veröffentlichte Reſolution, die
Regelung der Abrechnungen J wurde angenommen. Genoſſe Schmidt-Halle ergänzte die Ausführungen des Genoſſen

Sitz nach verſchiedenen Seiten und empfiehlt beſonders die
Bildung von Zeitungskommiſſionen.

Der Reichstagskandidat unſeres Kreiſes Genoſſe Wicklein,
ſprach ſodann über den Maſſenſtreik. Er führte aus, daß das
Thema nicht mehr neu ſei. Schon 1905 beſchäftigte ſich der Ge
werkſchaftskongreß und 1906 der Mannheimer Parteitag mit dieſer
Frage. Schon damals wurde er als Waffe in das Waffenarſenal
der Partei eingereiht. Die Diskuſſion über den Maſſenſtreik kommt
immer nach einem Wahlkampfe zum Vorſchein, wenn man glaubt
die Bewegung ſtagniert. Von einer Stagnation kann aber jetzt
nicht geſprochen werden. Die Entwickelung der Arbeiterbewegung
geht unaufhaltſam vorwärts, und deshalb iſt es nicht nötig, i
lationsmittel künſtlich zu erzeugen, um Leben in die Bewegung zu
bringen. Redner geht auf den Landtagswahlkampf J tigt
ſich mit dem Referat des Genoſſen Frank über den Maſſenſtreik
und unterſtreicht die Ausführungen, die Genoſſe Bebel auf dem
Mannheimer Parteitag zur Frage des Maſſenſtreiks gemacht hat.
Der Maſſenſtreik kann nur dann in Betracht kommen, wenn der
Arbeiterſchaft das Koalitionsrecht und das Reichstagswahlrecht ver
kümmert werden ſoll. Dann kommt er aber aus den Maſſen ſelbſt
heraus. Dann heißt es: Siegen oder unterliegen. Den ſteten Hin
weis auf die große Bewegung in anderen Ländern hält Redner
nicht für ſtichhaltig, denn dort habe ſich die Arbeiterſchaft erſt die
Rechte erkämpft, die die deutſchen Arbeiter ſchon haben. Auch durch
das feſtgefügte Unternehmertum, durch die Syndikate, Truſts uſw.
würden die Vorſchläge des Genoſſen Frank zu Waſſer. Genoſſe
Wicklein bemerkt aber ausdrücklich, daß er keinesfalls Gegner des
Maſſenſtreiks ſei, hält es aber für dringend nötig, daß die politiſche
und gewerkſchaftliche e ſo ebaut wird, daß wir den.
Unternehmern den nötigen Reſpekt einflößen, Ferner muß es ſich
jeder Parteigenoſſe zur Pflicht machen, die Maſſen über den Maſſen
ſtreik und über die Zuſtände in Preußen aufzuklären und den
Klaſſengeiſt zu ſchärfen. Dann wird auch die Zeit kommen, in der
der Klaſſenſtreik nicht künſtlich erzeugt zu werden braucht, ſondern
die Maſſe ſchon von ſelbſt die beſagte Waffe zur Erringung der
Gleichberechtigung ergreift. Mit der Stellung der Fraktion zur.
Wehrvorlage iſt Redner einverſtanden. Die Arbeit der Fraktion
hat ſich glänzend bewährt und hätte ſie nicht eine derartige Stellun
eingenommen, dann wären die Vaſten wiederum der breiten Maſſe

des Volkes aufgepackt. e e S m de
Genoſſe Dreſcher ging noch des n n auf die Tagesordnung

des Parteitages ein, dabei die einzelnen Punkte kurz erläuternd.
Beim Punkt Neuwahlen des Vorſtandes wurde an Stelle

des Genoſſen Hoff, der aus Geſundheitsrückſichten perzieten muß,'
Genoſſe als Kreisvorſitzender acehlt er en
des Kreiska wurde dem Genoſſen Seetragen. Zum Parteitag in Jeng wurde Genoſſe Heymann
delegiert, als deſſen Vertreter Genoſſe Wein rich Artern. m
Bezirkstag entſendet Sangerhauſen zwei, Artern, Kelbra u.
auſen je einen Delegierten. Der nächſte Kreistag findet inrtern ſatt.
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die Kämpfe der organiſierten Arbeiterſchaft mit

Paſſendorf. Ein bedauerlicher Unglücksfall ereignete
ich Montag vormittag 11 Uhr auf der Pfännerſchaftsbahn. Derremſer Karl Krauskopf aus Halle, fiel beim Rangieren herab,

ſodaß ihm die Räder zweier Wagen über die Beine gingen. Es
Pefänrer ein Notverband angelegt und ins Bergmannstroſt
überführt.

Schkenditz: Der Herr Paſtor und die Arbeiter
ſchaft. Vor einigen Wochen gab die Arbeiterſchaft einem
verſtorbenen Genoſſen das letzte Geleit. Als der Pfarrer das
Gebet geſprochen hatte, wandte er ſich zu den zahlreich er
ſchienenen Sozialdemokraten und gab ſeinem Unwillen darüber
Ausdruck, daß ſie beim Gebet den Hut nicht abgenommen
haben. Als vorige Woche unſer Genoſſe Müller begraben
wurde, hatten ſich wiederum eine große Anzahl Arbeiter ein-

'gefunden, um dem Verſtorbenen das letzte Geleit zu geben.
Wie üblich, wollte auch diesmal der Vorſitzende des Diſtrikts
vom dienſttuenden Pfarrer die notwendige Erlaubnis zum
Sprechen am Grabe einholen.
laubnis. Das veranlaßte unſere Genoſſen, nachdem der Ver-
ſtorbene in die kühle Gruft hinabgelaſſen war, geſchloſſen den
Friedhof zu verlaſſen. Will der Herr Paſtor etwa den vom
Rektor Mickiſch aufgegebenen Kampf gegen die organiſierte
Arbeiterſchaft aufnehmen?

Einemerkwürdige Hausſuchung. Wie mancher
Arbeiter dazu kommt, in ſeiner Wohnung eine Hausſuchung
vornehmen laſſen zu müſſen, zeigt folgender Fall. Hört da
ein Schutzmann in der Nacht, daß die Enten in der Geflügel-
zuchtanſtalt etwas unruhig werden. Sofort ſteigt der Ver-
dacht eines Diebſtahls auf. Der Beſitzer der Anſtalt kann nicht
feſtſtellen, daß ihm Enten geſtohlen worden ſind. Es fehlt ihm
wohl eine bekannte Ente, die aber auch ſchon ſeit mehreren
Tagen abhanden gekommen ſein kann. Jedenfalls läßt ſich
der vermutliche Diebſtahl nicht genau feſtſtellen. Ein Arbeiter
hat nun das Pech, daß abends in der ſiebenten Stunde mehrere
Jungen aus einem Sack Federn in die Luft werfen und die-
ſelben vereinzelt unter ſeine Wohnfenſter fallen. Dies ver-
anlaßte die Polizei, obwohl die Federn ſchon abends 7 Uhr
dalagen, der Diebſtahl erſt zwiſchen 11 und 12 Uhr nachts aus-
geführt ſein konnte und die Federn überdies noch alte ſein
ſollen, eine gründliche Hausſuchung bei dem fraglichen Ar-
beiter vorzunehmen. Alles wurde durchſucht. Die Betten, die
Wäſche im Vertiko uſw., und genau überzeugte man ſich, obnicht etwa die tote Ente Zwiſchen den Hemden und Gardinen

verſteckt lag. Unverrichteter Sache mußten aber die Poliziſten
wieder abziehen.

Bitterfeld. Gewerkſchaftsfeſt. Sonntag fand hier
das diesjährige Gewerkſchaftsfeſt ſtatt, das durch einen Umzug
durch die Straßen der S'adt eingeleitet wurde. Die Beteili-
gung am Umzuge war den Witterungsverhältniſſen ent-
ſprechend. Ein buntbewegtes Bild bot das Leben und Treiben
im Garten des Reſtaurants Hohenzollern, wo für allerlei
Unterhaltung geſorgt war. Genoſſe Bock- Bernburg hielt eine
von flammender Begeiſterung getragene Feſtrede, in der er

kräftigen
Worten ſchilderte und auf, die noch zu erfüllenden Kultur-
aufgaben hinwies. Mit einem kräftigen Hoch auf die freie
Arbeiterbewegung ſchloß der Redner ſeine mit brauſendem
Beifall aufgenommene Anſprache. Ein bis in die Morgen-
den ſich hinziehender Ball wurde durch keinen Mißton ge-

tört. tZörbig. Das diesjährige Gewerkſchaftsfeſt findet am
10. Auguſt ſtatt. Die Liſten ſind den einzelnen Gewerkſchaften
zugeſtellt. Da die Zeit bis dahin kurz iſt, wird erſucht die Ein
zeichnungen zu beſchleunigen, damit ein möglichſt genaues Reſultat
wegen der Beteiligung und Kinderzahl feſtgeſtellt werden kann.
Ein jeder, der mit ſeinen Familenangehörigen das vorjährige
Gewerkſchaftsfeſt mitgemacht hat, wird es wohl wiſſen, wie ſchön

iſt, wenn Arbeiterkinder auch einige frohe Stunden verleben
önnen.

Ahlsdorf. Seit etlichen Wochen werden hier die Aus
ſchachtungsarbeiten zur Waſſerleitung ausgeführt. Dabei
kommt es vor, daß die ausgeworfene Erde mehrere Tage liegen
bleibt und daß dadurch die Einwohner gezwungen ſind, wie die
Seiltänzer auf die hohen Erdhaufen herumzubalancieren. Wie
leicht kann da ein Unglück paſſieren. Bei Feuersgefahr wäre
es kaum möglich, an die Häuſer heranzukommen. Nach unſerer
Meinung müßten die Arbeiten in den engen Gaſſen viel
ſchneller ausgeführt werden, damit der Verkehr nicht zu lange
lahmgelegt wird. Auch die Beleuchtung könnte eine beſſere
ſein. Bedauerlich iſt auch, daß die Pflaſterarbeiten von Ar-
beitern ausgeführt werden, die noch nicht den großen Wert
einer Organiſation erkannt haben. Während ihre Berufs
kollegen ausgeſperrt ſind, liefern ſie Streikarbeit.

Wittenberg. Krankenkaſſenverſamm lung. Die
am letzten Sonnabend im Kronprinz zu Kleinwittenberg abge
haltene Verſammlung über die neue allgemeine Ortskranken-kaſſe hatte leider nicht den Beſuch aufzuweiſen, der in Anbe-

tracht der überaus wichtigen Tagesordnung erwartet worden
war. Die Genoſſen Reichhard und Wagner-Wittenberg, die
als Vorſtände der Wittenberger Ortskrankenkaſſe das Referat
übernommen hatten, entledigten ſich ihrer Aufgabe in zu
friedenſtellender Weiſe. Während Gen. Reichhard ſich über die
Kaſſe im allgemeinen und ihre Stellung zum Leipzigr Arzt-
verband äußerte, ging Gen. Wagner hauptſächlich auf die
Wahlen, die wahrſcheinlich ſchon Ende Auguſt ſtattfinden, ein,
dabei betonend, daß, wenn wir bei den Wahlen nicht ganz
gehörig auf dem Poſten ſeien, aus der an die Ortskaſſe anzu
gliedernden Familienkaſſe wahrſcheinlich nichts werden würde.
Namentlich, wenn es uns nicht gelänge, mit den Aerzten einen
halbwegs günſtigen Vertrag abzuſchließen. Wenn die Forde-
rungen des Aerzteverbandes durchgingen, müßte die Kaſſe für
einen Krankenbeſuch nach Pieſteritz am Tage 6 Mk. und für
einen Nachtbeſuch 9 Mk. zahlen. Es liegt auf der Hand; dabei ſolchen Preiſen die Kaſſenbeiträge für die Aerzte faſt 433

gebraucht würden, und für die Kranken, für die ſolch eine Kaſſe
doch gegründet iſt, recht wenig übrig bliebe. Jn der Diskuſſion
gab man ſich der Hoffnung hin, daß es uns bei reger Agitation
doch gelingen würde, mit den Aerzten einen günſtigen Vertrag
abzuſchließen. Ueber die Wahlen ſelbſt werden wir zur ge
gebenen Zeit berichten.

Torgau. Strafkammer. Eine eigenartige Eiſenbahn
transportgefährdung brachte den bisher unbeſtraften 46 jähr.
Arbeiter Otto Löſch aus Pratau auf die Anklagebank des
Wittenberger Schöffengerichts, das ihn zu zwei Monaten Ge
fängnis verurteilte. Löſch und der Schloſſer Richter ſind bei
einem geſchloſſenen bei Pratau unter denSchranken hinweggekrochen. on einem daherkommenden D-
Zuge wurden ſie, als ſie ſich mit einem Handkarren auf den
Gleiſen befanden, überraſcht und erfaßt. Während Löſch mit
einer leichten Verletzung davon gekommen iſt, iſt Richter auf
dem Transport nach Wittenberg geſtorben. Gegen das ſchöffen-

Urteil hat Löſch Berufung eingelegt und bat um
reiſprechung. Er führte an, daß die Schranken auf dem

fraglichen Bahnübergange faſt regelmäßig geſchloſſen zu ſein
pflegen, und daß dort das Darunterhinweggehen üblich ſei.
Die Berufung wurde r Ein alter Sün-der. Den faſt 80 Ja re alten Jnvaliden Auguſt Kuſche aus
Uebigau führte ein Sittlichkeitsverbrechen auf die Anklage-
bank, das er am 2. April in Uebigau an einem 4 Jahre alten
Kinde begangen hat. Kuſche, der ſchon wiederholt wegen
gleicher Verbrechen Vorſtrafen erlitten hat, erhielt ein r
Sefängnis. Vier Monate Gefängnis wegen Be
leidigung der Stieftochter. Der 35 Jahre alte

W Wilh. Lößler aus Eilenburg, gegen den unter
Ausſchluß der Oeffentlichkeit verhandelt wurde, ſoll im April
d. J. ſeine Stieftochter beleidigt haben. Das Urteil lautete
auf vier Monate Gefängnis.

Der Pfarrer verſagte die Er-

Mübhlberg. Zur Frage der Waſſerleitung Seit zweihren kann e großer Teil der Einwohner nd zur Ruhe
ommen, da der Bau einer Waſſerleitung nun ernſtlich in Er-

wägung gezogen werden ſoll. Jn bürgerlichen Kreiſen machen ſich
lebhafte Strömungen gegen die Verwirklichung eines ſolchen Pro
jektes bemerkbar, und zwar behaupten böſe Menſchen, daß die
eigentlichen Befürworter und „Schieber“ nur Beamte und ſonſtige
Beſſergeſtellte ſeien. Auch in Arbeiterkreiſen nimmt man dieſe
Mitteilung nicht mit Freuden auf, weil damit eine Steigerung
der Wohnungsmieten aufs engſte verbunden iſt. Daß die jetzige
Waſſerverſorgung der Gemeinde eine ausreichende und dabei keineeſundheitsſchadigende iſt, kann nicht beſtritten werden, und die

ogenannten Borngemeinden wirtſchaften in ſparſamer Weiſe.
Dazu kommt, daß viele Grundbeſitzer einen eigenen Brunnen
haben und bei der Verwirklichung des Planes kaum in Betracht
kommen dürften. Aus all dieſen Gründen und nicht zuletzt, daß
damit eine nicht geringe ſteuerliche Belaſtung verbunden iſt, iſt
wohl die Mißſtimmung zu erklären, und wenn wirklich die Frage

ur Entſcheidung kommen würde, würden die Wogen hoch gehen.
ber trotz dieſer Einwendungen iſt die zentrale Waſſerverſorgung,

verbunden mit Kanaliſation, für den Geſundheitszuſtand der Be
völkerung von großer Bedeutung. Schlechtes Trinkwaſſer und
planloſe Beſeitigung der Abwäſſer bergen viele Gefahren in ſich,
und die Uebertragung anſteckender Krankheiten iſt groß. Es iſt
wohl kaum anzunehmen, daß dieſer Plan gegenwärtig Gegknſtand
der Erörterung werden wird, da die Stadtverwaltung auf lange
a bngns auf anderen Gebieten Aufgaben aller Art zu er-
üllen hat.

Bockwitz. Gewerkſchaftskarſtell. Jn der letzten
Sitzung wurden mehrere Eingänge dem Bildungsausſchuß
überwieſen. Der Bericht von der Kartellkonferenz in Halle
wurde vom Kollegen Dreiſchke erſtattet. Die Einnahme vom
2. Quartal betrug 491,78 Mk. die Ausgabe 200,50 Mk., ſo daß
ein Kaſſenbeſtand von 291,28 Mk. verblieb. Der Vorſitzende der
Volksfürſorge rügte, daß die Erledigung bei der lugblatt
verbreitung und Agentenmeldung ſeitens der Bergarbeiter und
Maſchiniſten zu wünſchen übrig läßt. Ein Antrag, den Bil-
dungsausſchuß um einen Delegierten zu verſtärken, wurde ab-
gelehnt. Zur Verrichtung der Arbeiten beim Gewertſchaftsfeſt
am 3. Auguſt wurden die Delegierten beſtimmt.

Liebenwerda. Ausſchußwahlen der Krankenkaſſe. Die
Wahlen für den Ausſchuß der gemeinſamen Krankenkaſſe für den
Kreis Liebenwerda ſind nach einer Verfügung des Ober Ver
ſicherungsamtes in Merſeburg auf Sonntag, den 31. Auguſt,
nachmittags von 4 bis 6 Uhr vorzunehmen. Die vier Wahl
bezirke Elſterwerda, Liebenwerda, Mühlberg und Ortrand, nehmen
die Wahl ſelbſtändig nach der Anweiſung des Vorſtandes vor,
und zwar in Liebenwerdu im Rathauſe, in Elſterwerda in Hoppens
Geſellſchaftshauſe, in Mühlberg im Ratskeller und in Orrtand im
Ratskeller. Die Wahlvorſchlagsliſten müſſen ſofort beim Vor
ſtande angebracht werden, ſpäteſtens aber vier Wochen vor dem
Wahltage. Die Stimmabgabe iſt an dieſe Vorſchläge gebunden.
Die Wahlvorſchläge liegen vom 17. Auguſt ab bis zum ahltage
bei den Wahlvorſitzenden zur Einſicht aus. Die Wahlvorſitzenden
der Bezirke ſind die Herren: Kaufmann o Rentſch Lieben
werda, Fabrikbeſitzer WinterElſterwerda, Geſchäftsführer K. Wendt
Mühlberg und Mauermeiſter HoffmannOrtrand. Die Mitglieder
und die als Wählerliſten gelten, könnenbei den betreffenden Hebeſtellen des Ortes und der Geſchäfts
hauptſtelle in Liebenwerda eingeſehen werden. Etwaige Ein
ſprüche gegen die Richtigkeit der Liſte ſind zur Vermeidung des
Ausſchluſſes der Wahl unter Beifügung von Beweismitteln bei
dem Vorſtande einzulegen. Der Wahlausſchuß iſt befugt, die
Wahl und Stimmberechtigung bei der Wahlhandlung zu prüfen.
Es empfiehlt ſich daher, einen Ausweis hierüber mitzubringen.
Für die Verſicherten gilt gemäß s 3 der Wahlordnung dasigliedbuch

Der Mann von 50 Jahren.
Die neue Entwicklung unſeres Wirtſchaftslebens erfolgt

fortgeſetzt in der Richtung, daß die Arbeitskraft immer mehr
zur Ware wird und ſich loslöſt vom Familienverbande. Jn
alter Zeit lebte der junge gewerbliche Arbeiter und kauf-
männiſche Angeſtellte im Hauſe des Arbeitgebers, wurde er
älter, machte er ſich „ſelbſtändig“. Der Beamte erhielt
Naturallöhnung. Die neue Zeit ſchuf das Heer von Arbeitern,
Angeſtellten und Beamten, die ohne Rückſicht auf ihren Fami-
lienſtand gleiche Löhnung erhalten und darum natürlich ledig-
lich nach ihrer perſönlichen Brauchbarkeit und Leiſtungsfähig-
keit bewertet werden. Der Familienvater und der ältere
Mann, die früher in ihren Angehörigen oder ihren jungen Ge-
hilfen eine Stütze hatten, ſtehen jetzt verlaſſen da. Sie ſollen
mit ihren Mitarbeitern konkurrieren, die entweder mehr
können oder weniger brauchen oder bei denen beides der Fall
iſt. Dabei kommen ſie unter den Schlitten. Der kapitaliſtiſche
Betrieb kennt keine Rückſichten. Wer den ſich immer mehr
ſteigernden Anforderungen nicht mehr gerecht werden kfann,
wird entlaſſen oder muß ſich mit untergeordneter Beſchäftigung
und Bezahlung begnügen.

Jm weſentlichen ſteht der Fünfziger am
Scheidewegel Entweder iſt er was immer ſeltener wird

ſelbſtändiger Gewerbetreibender geworden oder er iſt Ange
ſtellter in vergerückter Poſition oder er muß zurück
treten. Ein Drittes nach wie vor in Reih und Glied zu
ſtehen wird immer mehr zur Ausnahme, wenn es ſich um
körperliche Arbeiten handelt. Dieſe Beobachtungen des täg-
lichen Lebens werden auch durch die Statiſtik bewieſen

Die preußiſchen Gewerbeinſpektionen hatten die Weiſung
erhalten, im Jahre 1912 das Alter der männlichen Arbeiter in
den wichtigſten Gewerbezweigen feſtzuſtellen. Das Ergebnis
dieſer Erhebungen liegt jetzt in den Berichten dieſer Jnſtitute
auf das Jahr 1912 vor. Leider fehlt dem zutage geförderten
Material die Einheitlichkeit und Ueberſichtlichkeit. Die ein
zelnen Gewerberäte haben die Altersgruppen verſchieden zu-
ſammengefaßt uſw. und die amtliche Ausgabe der Berichte ver-
zichtet ſelbſt auf eine Zuſammenſtellung der gewonnenen
Zahlen. Unterzieht man ſich der Mühe, wenigſtens die ver-
gleichbaren Ziffern zuſammenzunehmen und einen Durchſchnitt
zu finden, ſo ergibt ſich folgendes. Von den erwachſenen männ-
lichen Arbeitern ſtanden im

16. bis 21. Lebensjahr 16,0 Proz.
3022. 26,6681. 40. 25,941. 50. 18,851. 60. 9061. u. höherem 40

Nur 13,0 Proz. der in den gewerblichen Betrieben tätigen
Perſonen waren über 50 Jahre alt! Nach der Reichsſtatiſtik
vom Jahre 1910 befanden ſich von der männlichen Bevölkerung
im Alter von 16 bis 70 Jahren 14,2 Proz. im 51. bis 60. und
8,1 Proz. im 61. bis 70. Lebensjahre. Man ſieht hieraus,
welcher hohe Prozentſatz der über 50 Jahre alten Perſonen
überhaupt aus der Erwerbstätigkeit ausgeſchieden iſt.

Nun erſtrecken ſich obige Zahlen auf alle Gebietsteile und
auf alle Berufszweige. Jn den Großſtädten und in den
Branchen, die ſchwere körperliche Arbeit erfordern, ſind die
Ergebniſſe der Zählung noch viel ungünſtiger. Jn Berlin
befanden ſich nur 7,5 Proz. der Arbeiter im Alter von 51 bis
60 Jahren und nur 2,6 Proz. im Alter von über 60 Jahren.
Jw Breslau waren es nur 8,6 bezw. 3,4 Proz. Ueber das
Alter der Arbeiter in den verſchiedenen Betriebszweigen gibt

der Bericht von Düſſeldorf intereſſanten Aufſchluß. Dar-

nach befanden ſich von den geſamten Arbeſtern der Groß
eiſeninduſtrie nur 4,7 Proz. im Alter von 51 bis 60 und nur 1,0
Proz. im Alter von über 60 Jahren. Jm Zezirk Oppeoln
waren von den Zinkhüttenarbeitern 4,4 Proz! im Alter von
51 bis 60 und 06 Proz. im Alter von über 6) Jahren. Auf
den Schiffswerften Schleswigs waren 6,4 Proz. der Ar-
beiter 51 bis 60 und 2,9 Proz. über 60 Jahre alt. Jn den
Zementfabriken Hannovers befanden ſich Proz. der
Arbeiter im Alter von 51 bis 60 und nur 1,0 Proz. im Alter
von über 60 Jahren.

Auch die Arbeiter, die mit bleiiſchen Stoffen zu tun haben,
ſcheiden frühzeitig aus dem Erwerbsleben aus. Jt ſämtlichen
Buchdruckereien des Bezirks Poſen waren nur 26 Proz. der
Arbeiter im Alter von 51 bis 60 und nur 0,6 Proz. im Alter
von über 60 Jahren.

Welche ungeheuren Verluſte der Volkswirtſchaft durch vor-
zeitiges Ausſcheiden oder Beiſeiteſchieben des „alten Mannes“
erwachſen, braucht nicht des näheren begründet zu werden.
Daß Männer, die noch eine bedeutende Arbeitskraft beſitzen,
vor allen Dingen aber über reiche Erfahrungen verfügen, ſchon
außer Kurs kommen, kennzeichnet die Moral der kapitaliſtiſchen
Geſellſchaftssordnung. Iſt der Großbetrieb leiſtungsfähiger als
der Kleinbetrieb und darüber kann kein Zweifel beſtehen
ſo muß es auch möglich ſein, ſeinen ſchädlichen Auswüchfen zu
begegnen. Das wird freilich durchgreifend nur in der ſozia
liſtiſchen Geſellſchaft geſchehen können.

Allerlei.
Ein glänzendes Geſchäft.

Aus Neuyork wird der Frkf. Ztg. folgende luſtige Geſchichte
erzählt: Jn den Ortskarzer von Cuſhing (Oklahoma)
wurde vor einigen Tagen ein Stromer eingeliefert, der ſich
der „unordentlichen Aufführung“ ſchuldig gemacht hatte. Gegen
Abend brachte der Stadtmarſchall eine von ihm konfis-
zierte Kiſte Kornſchnaps und ſtellt ſie in den einzigen
Raum des Gefängniſſes, wo der Stromer logierte. Der Bitte
des letzteren, ihm eine Herzſtärkung aus der Kiſte zu gewähren,
ſetzte der Beamte Hohnlachen entgegen und legte der größeren
Sicherheit halber den Deckel derſelben noch mit einem Vor
hängeſchloß feſt. Der Stromer ſann nun auf Mittel, wie er
doch zu dem Trunk kommen könne, und entdeckte ſchließlich
einen roſtigew Nagel, mit dem er an dem Schloß herum-
arbeitete. Es gelang ihm ſchließlich auch, die Kiſte zu öffnen
und ſich na Herzensluſt zu erquicken. Einem an dem Gitter-
fenſter des Karzers Vorübergehenden teilte er dann mit leiſer
Stimme mit, er habe eine famoſe Sorte Kornſchnaps, die er
geneigt ſei, zu einem Dollar pro Flaſche abzugeben. Cuſhing
iſt ein armes Prohibitionsneſt, und da kann es nicht wunder
nehmen, daß ſich in der Dämmerſtunde allerlei Geſtalten an
das Fenſter ſchlichen, ihre Flaſche Schnaps entgegenzunehmen
und den verlangten Dollar bezahlten. Als der Stromer ſpäter
Kaſſe machte, entdeckte er, daß er fünfzig Dollar eingenommen
hatte. Die Kiſte wurde von ihm ſorgfältig wieder verſchloſſen.
Am anderen Morgen brachte der Stadtmarſchall den Stromer
vor den Richter, der ihn zu zehn Dollar Strafe verurteilte. Als
der Gefangene dieſen Betrag prompt erlegte, ſchöpfte der
Stadtmarſchall Verdacht und eilte zurück ins Gefängnis, wo er
das Verſchwinden des Schnapſes entdeckte. Der Stromer aber
hatte ſich inzwiſchen „verſpurloſt“, wie deutſch amerikaniſche

lätter ſo ſchön zu ſagen pflegen.

Kleines Allerlei. Er ſchoſſen wurde in Plattenhardt
(a. n ein Fortanwärter von zwei 18 und 19 Jahre alten
Burſchen, die er beim Wildern ertappte. Die beiden Burſchen
haben ſich bereits den Behörden geſtellt. Hochwaſſer-
r 57 wird aus der ganzen Oſtſchweiz gemeldet. An den
lfern des Gardaſees herrſchte in der Nacht zum Montag hef-

tiger Sturm mit Hagel, der in den Weingärten und Zitronen-
gärten Schaden anrichtete. Bergmannslos. Auf der
Zeche Rhein, Schacht I bis II gerieten ſieben Bergknappen unter
ſtürzendes Geſtein. Der Schachtmeiſter Unhoff aus Schmachten
dorf konnte nur als Leiche geborgen werden, die übrigen
Bergleute wurden ſchwer verletzt. Ein Familiendrama
hat ſich in Hamburg in einem Hinterhaus am Breiten Gang
abgeſpielt. Dort erſchoß der Arbeiter Paulon nach einem
Streit mit ſeiner Frau ſein dreijähriges Kind und dann ſich
ſelbſt.

Verſammlungsberichte.
Verſammlungsberichte, welche ſpäter als zehn Tage Statt-finden der Verſannimne eingehen, finden t r

Buch und Steindrugkereihilfsarbeiter. Jn der am 12. Juli
abgehaltenen Verſammlung in Wilsdorfs Geſellſchaftshaus gab
Kollege Müller den Kartellbericht. An Neuaufnahmen waren
fünf zu verzeichnen. Sodann wurde über eine Tarifangelegenheit
in der Buchdruckerei des Waiſenhauſes debattiert und beſchloſſen,
eine Schiedsgerichtsſitzung nicht zu beantragen. Die krank oder
arbeitslos werdenden Mitglieder wurden ermahnt, ſich nach den
Beſtimmungen betreffs der angegebenen Meldungen zu richten.
Damit der jetzt herrſchenden Lauheit entgegengewirkt werden kann,
ſoll ſtreng ſtatutariſch verfahren werden. Verſchiedene Reſtanten
wurden ausgeſchloſſen. Sodann gab Kollege Bielig den Bericht
über die vom Vergnügungskomitee in Ausſicht genommenen Ver
anſtaltungen. Es wurde eine Wanderkaſſe gegründet. Spargelder
von 10 Pfg. an nimmt Kollege Bielig und die Vertrauensleute
entgegen; die Gelder werden im Bedürfnisfalle bei jeder Ver
anſtaltung gegen Vorzeigung der Sparkarte ausgezahlt.

Die ArbeiterSamariter-Kolonne hielt am 11. Juli ihre Halb
jahrsverſammlung ab. Nach dem Bericht des Kaſſierers war eine
Einnahme von 282,26 Mk. zu verzeichnen. Davon haben die
freien Gewerkſchaften in dankenswerter Weiſe beigecpert Metall
arbeiter 20, Fabrikarbeiter 10, Holzarbeiter 18, Brauerei und
Mühlenarbeiter 10, Bäcker 5, Konſum 25, die freien Gaſt und
Schankwirte 10, Arbeiter-Sängerchor 10, Bauarbeiter 30, Rad
fahrerVerein Solidarität 10, Sattler 5, Maſchiniſten und Heizer 5,
Schneider 5, Gaſtwirtsgehilfen 10, Schwimmbverein 5, Turnverein
Fichte 10 Mark, zuſammen 185 Mk. Da die Ausgaben 248 Mk.
betragen, bleibt ein Defizit von 6,26 Mk. Jm Vereinslokal
Goldene Kette und in den Glauchaer Ballſälen ſind größere
Verbandkäſten ausgeſtellt. Da in dieſem Sommer kein Kurſus
abgehalten werden konnte, wurde beſchloſſen, am 3. Oktober mit
dem Winterkurſus zu beginnen. Die Leitung hat wieder Herr
Dr. Urbatis. Mitglieder werden jeden Freitag während der
Uebungsſtunden in der Goldenen Kette aufgenommen.

Verantwortlich für Politik, Parteinachrichten, Gewertkſchaftliches,
Feuilleton and Vermiſchtes Karl Bock, für Lokales Wilhelm
Koenen, für Provinzielles Gottlieb Kasparek, für die An
zeigen Wilh. Herzig; Verleger Alfred Jähniqg, ſämtlich in Halle.

Druck der Halleſch. GenoſſenſchaftsBuchdruckerei (E. G. m. d. H.).

Arbeiter Sekretariat, Halle a. S.,
Harz 42/48, Hof, 2 Treppen.

nur Wochentags von 11--1 Uhr und abends vSptechſtraden er c Sonnabend J J und Sonntage
geſchloſſen. Telephon Rr. 16541.

Die Entwöhnun erre weil dieſelben zie
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